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A. Zielsetzung 
Durch das Körperschaftsteuerreformgesetz werden das Körper-
schaftsteuergesetz neu gestaltet und das Einkommensteuer-
gesetz in wesentlichen Bereichen geändert. Diese Reformen, 
die überwiegend erstmals für das Kalenderjahr 1977 wirksam 
werden, machen die Anpassung zahlreicher anderer Gesetze 
erforderlich. 

B. Lösung 
Die erforderlichen Folgeänderungen sind in dem vorliegenden 
Entwurf eines Einführungsgesetzes zusammengefaßt. Soweit 
ihnen materielle Bedeutung zukommt, beruhen sie auf der Ein-
führung des Anrechnungsverfahrens, durch das die Doppel-
belastung ausgeschütteter Gewinne der Kapitalgesellschaften 
sowie der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften beseitigt 
wird. Im übrigen haben die Änderungen nur redaktionellen 
Charakter. 

C. Alternativen 
keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 
Die finanziellen Auswirkungen, die sich durch die vorgesehe-
nen Änderungen ergeben, sind zum Teil bereits bei der Schät-
zung der finanziellen Auswirkungen des Körperschaftsteuer-
reformgesetzes berücksichtigt worden. Zusätzliche Steuermin-
dereinnahmen können sich je nach Lage des Falles aufgrund 
von Neuregelungen im Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Änderung der Unternehmensform ergeben. Die Höhe der mög-
lichen Steuermindereinnahmen läßt sich gegenwärtig nicht ge-
nau beziffern. Sie dürften sich jedoch in engen Grenzen halten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/4) — 522 01 — Kö 5/76 Bonn, den 24. Februar 1976 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Einführungsgesetzes zum Körperschaftsteuerreformgesetz (EGKStRG) mit 
Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundes-
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 30. Januar 1976 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden ist, hat in seiner 431. Sitzung am 20. Februar 1976 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Die Gegenäußerung der Bundes-
regierung zu der Stellungnahme des Bundesrates wird nachgereicht. 

Schmidt 
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Der Bundestag hat  mit  Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ARTIKEL 1 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen 
bei Änderung der Unternehmensform 

(UmwStG 1977) 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 
zu dem Zweiten bis Fünften Teil 

§ 1 
Anwendungsbereich der Vorschriften 

des Zweiten bis Fünften Teils 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuer-
gesetzes, einer Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossen-
schaft oder eines Versicherungsvereins auf Gegen-
seitigkeit durch Gesamtrechtsnachfolge auf einen 
anderen über, so gelten die Vorschriften der §§ 2 
bis 19. 

(2) Absatz 1 gilt nur für den Übergang des Ver-
mögens von Körperschaften, die nach § 1 des Kör-
perschaftsteuergesetzes unbeschränkt steuerpflichtig 
sind. 

§2 

Steuerliche Rückwirkung 

(1) 1  Das Einkommen und das Vermögen der über-
tragenden Körperschaft sowie der Übernehmerin 
sind so zu ermitteln, als ob das Vermögen der Kör-
perschaft mit Ablauf des Stichtages der Bilanz, die 
dem Vermögensübergang zugrunde liegt (steuer-
licher Übertragungsstichtag), auf die Übernehmerin 
übergegangen wäre und die übertragende Körper-
schaft gleichzeitig aufgelöst worden wäre. 2  Das 
gleiche gilt für die Ermittlung der Bemessungsgrund-
lagen bei der Gewerbesteuer. 

(2) Ist die Übernehmerin eine Personengesell-
schaft, so gilt Absatz 1 Satz 1 für das Einkommen 
und das Vermögen der Gesellschafter. 

(3) Bei einer Umwandlung nach den Vorschriften 
des Ersten Abschnitts des Umwandlungsgesetzes 
oder bei einer Verschmelzung nach den Vorschriften 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften gilt Absatz 1 nur, wenn die 
bei der Anmeldung zur Eintragung in das Handels-
register oder in das Genossenschaftsregister einzu-
reichende Bilanz für einen Stichtag aufgestellt ist, 
der höchstens sechs Monate vor der Anmeldung 
liegt. 

(4) Soweit die Regelung des Absatzes 1 an dem 
auf den steuerlichen Übertragungsstichtag folgenden 

Feststellungszeitpunkt (§§ 21 bis 23 des Bewertungs-
gesetzes) oder Veranlagungszeitpunkt (§§ 15 bis 17 
des Vermögensteuergesetzes) zu einem höheren 
Einheitswert des Betriebsvermögens oder des land-
und forstwirtschaftlichen Vermögens oder zu einem 
höheren Gesamtvermögen führt, ist bei der Feststel-
lung des Einheitswerts des Betriebsvermögens oder 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens oder 
bei der Ermittlung des Gesamtvermögens ein ent-
sprechender Betrag abzuziehen. 

ZWEITER TEIL 

Vermögensübergang 
auf eine Personengesellschaft 

oder auf eine natürliche Person 

ERSTES KAPITEL 

Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 

§ 3 

Wertansätze in der steuerlichen Schlußbilanz 

1In der steuerlichen Schlußbilanz für das letzte 
Wirtschaftsjahr der übertragenden Körperschaft sind 
die nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die 
Gewinnermittlung auszuweisenden Wirtschaftsgüter 
mit dem Teilwert anzusetzen. 2  Wirtschaftsgüter, 
die nicht in ein Betriebsvermögen übergehen, sind 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 3  Für die Be-
wertung von Pensionsverpflichtungen gilt § 6 a des 
Einkommensteuergesetzes. 

§ 4 

Befreiung des Übertragungsgewinns von der 
Körperschaftsteuer 

Der Teil des Gewinns der übertragenden Körper-
schaft, der sich infolge des Vermögensübergangs 
ergibt (Übertragungsgewinn), unterliegt nicht der 
Körperschaftsteuer. 

ZWEITES KAPITEL 

Einkünfte der Gesellschafter 
der übernehmenden Personengesellschaft 

oder der übernehmenden natürlichen Person 

ERSTER ABSCHNITT 

Vermögensübergang auf eine 
Personengesellschaft 

§5 

Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Personengesellschaft 

(1) 1  Die Personengesellschaft hat die auf sie 
übergegangenen Wirtschaftsgüter einschließlich der 
in § 8 bezeichneten Wirtschaftsgüter mit dem in der 
steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Körper- 
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schaft enthaltenen Wert zu übernehmen. 2  Eine auf 
die Personengesellschaft übergegangene Vermögens-
abgabeschuld ist unbeschadet des § 211 des Lasten-
ausgleichsgesetzes stets auszuweisen. 3  Sie ist mit 
dem Zeitwert anzusetzen. 

(2) 1  Die übergegangenen Wirtschaftsgüter gelten 
mit dem in Absatz 1 bezeichneten Wert als ange-
schafft. 2  Ist die Dauer der Zugehörigkeit eines 
Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen für die Be-
steuerung bedeutsam, so ist der Zeitraum seiner 
Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen der übertra-
genden Körperschaft der übernehmenden Personen-
gesellschaft anzurechnen. 

(3) Der Gewinn der übernehmenden Personen-
gesellschaft erhöht sich in dem Wirtschaftsjahr, in 
dem das Vermögen nach § 2 als übergegangen gilt, 
um die nach § 12 anzurechnende Körperschaftsteuer. 

(4) Übersteigt der auf einen Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaft entfallende 
Übernahmeverlust den auf diesen Gesellschafter ent-
fallenden Erhöhungsbetrag im Sinne des Absatzes 3, 
so bleibt der übersteigende Betrag bei der Ermitt-
lung des Gewinns der Personengesellschaft und bei 
der Ermittlung des Einkommens des Gesellschafters 
unberücksichtigt. 

(5) 1  Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust 
ist der infolge des Vermögensübergangs sich erge-
bende Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert 
der Anteile an der übertragenden Körperschaft und 
dem Wert, mit dem die übergegangenen Wirt-
schaftsgüter zu übernehmen sind. 2  Der Buchwert 
ist der Wert, mit dem die Anteile nach den steuer-
rechtlichen Vorschriften über die Gewinnermittlung 
in einer für den steuerlichen Übertragungsstichtag 
aufzustellenden Steuerbilanz anzusetzen sind oder 
anzusetzen wären. 

§ 6 

Auswirkungen auf den Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft in Sonderfällen 

(1) Hat die übernehmende Personengesellschaft 
Anteile an der übertragenden Körperschaft nach 
dem steuerlichen Übertragungsstichtag angeschafft 
oder findet sie einen Anteilseigner ab, so ist ihr 
Gewinn so zu ermitteln, als hätte sie die Anteile an 
diesem Stichtag angeschafft. 

(2) Haben an dem steuerlichen Übertragungsstich-
tag Anteile an der übertragenden Körperschaft zu 
dem Betriebsvermögen eines Gesellschafters der 
übernehmenden Personengesellschaft gehört, so ist 
der Gewinn so zu ermitteln, als wären die Anteile 
an diesem Stichtag in das Betriebsvermögen der 
Personengesellschaft überführt worden. 

(3) 1  Anteile an der übertragenden Körperschaft, 
die an dem steuerlichen Übertragungsstichtag zu 
dem Privatvermögen eines Gesellschafters der über-
nehmenden Personengesellschaft gehört haben, gel-
ten für die Ermittlung des Gewinns als an diesem 
Stichtag in das Betriebsvermögen der Personen-

gesellschaft eingelegt. 2  Dabei sind die Anteile in 
den Fällen des § 6 Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe a des 
Einkommensteuergesetzes stets mit dem Teilwert 
anzusetzen. 3  Die Vorschriften des § 17 Abs. 4 und 
des § 22 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes sind 
nicht anzuwenden. 

§ 7 
Stundung der auf den Übernahmegewinn 
entfallenden Steuern vom Einkommen 

1  Übersteigt die Einkommensteuer oder die Kör-
perschaftsteuer, die auf den Übernahmegewinn und 
den Erhöhungsbetrag im Sinne des § 5 Abs. 3 ent-
fällt, die nach § 12 anzurechnende Körperschaft-
steuer, so kann der Unterschiedsbetrag auf Antrag 
für einen Zeitraum von höchstens zehn Jahren seit 
Eintritt der ersten Fälligkeit gegen Sicherheitslei-
stung gestundet werden. 2  Der gestundete Betrag ist 
in regelmäßigen Teilbeträgen zu tilgen. 3  Von der 
Sicherheitsleistung kann nur abgesehen werden, 
wenn der Steueranspruch nicht gefährdet erscheint 
und die Stundung für einen Zeitraum von höchstens 
fünf Jahren gewährt wird. 

§8 

Gewinnerhöhung durch Vereinigung von 
Forderungen und Verbindlichkeiten 

(1) Erhöht sich der Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft dadurch, daß der Vermögens-
übergang zum Erlöschen von Forderungen und Ver-
bindlichkeiten zwischen der übertragenden Körper-
schaft und der Personengesellschaft oder zur Auf-
lösung von Rückstellungen führt, so darf die Per-
sonengesellschaft insoweit eine den steuerlichen 
Gewinn mindernde Rücklage bilden. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 ist die Rücklage 
in den auf ihre Bildung folgenden drei Wirtschafts-
jahren mit mindestens je einem Drittel gewinnerhö-
hend aufzulösen. 

(3) 1  Ist die Rücklage aufgrund der Vereinigung 
einer vor dem 1. Januar 1955 entstandenen Dar-
lehnsforderung im Sinne des § 7 c des Einkommen-
steuergesetzes mit der Darlehnsschuld gebildet wor-
den, so ist die Rücklage in den auf ihre Bildung fol-
genden Wirtschaftsjahren mindestens in Höhe der 
Tilgungsbeträge gewinnerhöhend aufzulösen, die 
ohne den Vermögensübergang nach dem Darlehns-
vertrag in dem jeweiligen Wirtschaftsjahr zu er-
bringen gewesen wären. 2  Der aufzulösende Betrag 
darf 10 vom Hundert der Rücklage nicht unterschrei-
ten. 3  Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Rücklage 
aufgrund der Vereinigung einer Darlehnsforderung 
im Sinne der bis zum 31. Dezember 1954 geltenden 
Fassung des § 7 d Abs. 2 des Einkommensteuerge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 1951 I S. 1), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften und zur Sicherung der 
Haushaltsführung vom 24. Juni 1953 (Bundesgesetz-
blatt I S. 413), mit der Darlehnsschuld gebildet wor-
den ist. 
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(4) Vereinigt sich infolge des Vermögensüber-
gangs eine nach dem 31. Dezember 1954 entstandene 
Darlehnsforderung im Sinne des § 7 c des Einkom-
mensteuergesetzes mit der Darlehnsschuld, so ist 
§ 7 c Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes nicht 
anzuwenden. 

(5) 1  Vereinigt sich infolge des Vermögensüber-
gangs eine Darlehnsforderung im Sinne des § 17 
des Gesetzes zur Förderung der Berliner Wirtschaft 
mit der Darlehnsschuld, so ist Absatz 3 Satz 3 dieser 
Vorschrift mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
Steuerermäßigung mit soviel Zehnteln unberührt 
bleibt, als seit der Hingabe des Darlehens bis zum 
steuerlichen Übertragungsstichtag volle Jahre ver-
strichen sind. 2  Satz 1 gilt sinngemäß für Darlehns-
forderungen im Sinne des § 16 des Gesetzes zur 
Förderung der Berliner Wirtschaft mit der Maß-
gabe, daß bei Darlehen, die vor dem 1. Januar 1970 
gegeben worden sind, an die Stelle von einem Zehn-
tel ein Sechstel, bei Darlehen, die nach dem 31. De-
zember 1969 gegeben worden sind, an die Stelle 
von einem Zehntel ein Achtel tritt. 

(6) 1  Die Absätze 1 bis 5 gelten sinngemäß, wenn 
sich der Gewinn eines Gesellschafters der überneh-
menden Personengesellschaft dadurch erhöht, daß 
eine Forderung oder Verbindlichkeit der übertragen-
den Körperschaft auf die Personengesellschaft über-
geht oder daß infolge des Vermögensübergangs 
eine Rückstellung aufzulösen ist. 2  Satz 1 gilt nur 
für Gesellschafter, die im Zeitpunkt der Eintragung 
des Umwandlungsbeschlusses in das Handelsregi-
ster an der Personengesellschaft beteiligt sind. 

§ 9  

Ermittlung der Einkünfte nicht wesentlich  
beteiligter Anteilseigner  

Haben Anteile an der übertragenden Körperschaft 
im Zeitpunkt des Vermögensübergangs zum Privat-
vermögen eines Gesellschafters der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört, der nicht wesentlich 
im Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes 
beteiligt war, so sind ihm 

1. der Teil des für Ausschüttungen verwendbaren 
Eigenkapitals der übertragenden Körperschaft 
mit Ausnahme des Teilbetrags im Sinne des § 33 
Abs. 2 Nr. 4 des Körperschaftsteuergesetzes, der 
dem Verhältnis des Nennbetrags der Anteile 
zur Summe der Nennbeträge aller Anteile an 
der übertragenden Körperschaft entspricht, und 

2. die nach § 12 anzurechnende Körperschaftsteuer 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen zuzurechnen. 

§ 10  

Vermögensübergang auf eine Personengesellschaft  
ohne Betriebsvermögen  

(1) 1  Wird das übergehende Vermögen nicht Be-
triebsvermögen der übernehmenden Personengesell-
schaft, so sind die infolge des Vermögensübergangs 
entstehenden Einkünfte abweichend von § 6 Abs. 2 

und 3 bei den Gesellschaftern der Personengesell

-

schaft zu ermitteln 2 Die Vorschriften des § 5 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3, des § 6 Abs. 1, des § 8 Abs. 6 und  
des § 9 gelten sinngemäß.  

(2) 1  In den Fällen des Absatzes 1 sind die Vor-
schriften des § 17 Abs. 3, § 22 Ziff. 2 und § 34  
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes nicht anzu-
wenden. 2  Ein Veräußerungsgewinn im Sinne des  
§ 17 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes erhöht  
sich um die nach § 12 anzurechnende Körperschaft-
steuer.  

ZWEITER ABSCHNITT 

Vermögensübergang auf eine natürliche Person 

§ 11  

Sinngemäße Anwendung von Vorschriften  
des Ersten Abschnitts  

(1) Wird das Vermögen der übertragenden Kör-
perschaft Betriebsvermögen einer natürlichen Per-
son, so sind die Vorschriften der §§ 5 bis 8 Abs. 5 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Wird das Vermögen der übertragenden Kör-
perschaft Privatvermögen einer natürlichen Person, 
so sind die Vorschriften des § 5 Abs. 2 Satz 1, des 
§ 6 Abs. 1, des § 8 Abs. 1 bis 5 sowie des § 10 Abs. 2 
sinngemäß anzuwenden. 

DRITTES KAPITEL  

Anrechnung von Körperschaftsteuer  

§ 12  

Körperschaftsteueranrechnung  

Die Körperschaftsteuer, die auf den Teilbeträgen 
des für Ausschüttungen verwendbaren Eigenkapitals 
der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 33 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
lastet, ist auf die Einkommensteuer oder Körper-
schaftsteuer der Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft oder auf die Einkommensteuer 
der übernehmenden natürlichen Person anzurechnen. 

§ 13  

Ausschluß der Anrechnung;  
Steuerpflicht für den Übertragungsgewinn  

(1) Die Anrechnung von Körperschaftsteuer nach 
§ 12 ist bei Anteilseignern ausgeschlossen, bei denen 
der anteilige Übernahmegewinn oder die Einkünfte 
im Sinne der §§ 9, 10 oder 11 Abs. 2 nicht der Ein-
kommensteuer oder der Körperschaftsteuer unter-
liegen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist der Übertra-
gungsgewinn abweichend von § 4 mit dem Teil 
steuerpflichtig, der dem Verhältnis des Nennbetrags 
der Anteile des Anteilseigners zu der Summe der 
Nennbeträge aller Anteile an der übertragenden 
Körperschaft entspricht. 
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DRITTER TEIL 

Vermögensübergang 
auf eine andere Körperschaft 

§ 14 

Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 

(1) In der steuerlichen Schlußbilanz für das letzte 
Wirtschaftsjahr der übertragenden Körperschaft 
sind die übergegangenen Wirtschaftsgüter insge-
samt mit dem Wert der für die Übertragung gewähr-
ten Gegenleistung anzusetzen. Wird eine Gegen-
leistung nicht gewährt, so ist § 3 entsprechend anzu-
wenden. 

(2) Absatz 1 ist auf Antrag nicht anzuwenden, 
soweit 

1. sichergestellt ist, daß der bei seiner Anwendung 
sich ergebende Gewinn später bei der überneh-
menden Körperschaft der Körperschaftsteuer un-
terliegt und 

2. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in 
Gesellschaftsrechten besteht. 

§ 15 

Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Körperschaft 

(1) Für die Übernahme der übergegangenen Wirt-
schaftsgüter gilt § 5 Abs. 1 Satz 1 sinngemäß. 

(2) 1  Bei der Ermittlung des Gewinns der überneh-
menden Körperschaft bleibt der Übernahmegewinn 
oder der Übernahmeverlust im Sinne des § 5 Abs. 5 
außer Ansatz. 2  Übersteigen die tatsächlichen An-
schaffungskosten den Buchwert der Anteile an der 
übertragenden Körperschaft, so ist der Unterschieds-
betrag dem Gewinn der übernehmenden Körper-
schaft hinzuzurechnen. 3  Die Hinzurechnung darf den 
nach § 14 Abs. 1 ermittelten Wert des übernomme-
nen Vermögens, vermindert um den Buchwert der 
Anteile, nicht übersteigen. 4  Sind der übernehmen-
den Körperschaft an dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag nicht alle Anteile an der übertragenden 
Körperschaft zuzurechnen, so tritt bei der Anwen-
dung des Satzes 3 an die Stelle des Werts des über-
nommenen Vermögens der Teil dieses Werts, der 
dem Verhältnis des Nennbetrags der Anteile der 
übernehmenden Körperschaft zu dem Nennbetrag 
aller Anteile an der übertragenden Körperschaft 
entspricht. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 4 tritt die über-
nehmende Körperschaft bezüglich der Absetzungen 
für Abnutzung, der erhöhten Absetzungen, der Son-
derabschreibungen, der Inanspruchnahme von Be-
wertungsfreiheit oder eines Bewertungsabschlags, 
der den steuerlichen Gewinn mindernden Rücklagen 
sowie der Anwendung der Vorschriften des § 6 
Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 und 3 des Einkommensteuerge-
setzes in die Rechtsstellung der übertragenden Kör-
perschaft ein. 

(4) Wirtschaftsgüter, die nach § 14 Abs. 1 in der 
steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Körper-

schaft mit dem Wert der Gegenleistung oder mit 
dem in § 3 bezeichneten Wert angesetzt sind, gelten 
bei der übernehmenden Körperschaft als mit diesem 
Wert angeschafft. 

(5) 1  § 5 Abs. 2 Satz 2 und § 6 Abs. 1 gelten sinn-
gemäß. 2  § 8 Abs. 1 bis 5 gilt sinngemäß für den Teil 
des Gewinns aus der Vereinigung von Forderun-
gen und Verbindlichkeiten, der der Beteiligung der 
übernehmenden Körperschaft am Kapital der über-
tragenden Körperschaft entspricht. 

§ 16 

Besteuerung der Gesellschafter 
der übertragenden Körperschaft 

(1) Werden Kapitalgesellschaften im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
nach den Bestimmungen des Ersten Teils des Vier-
ten Buches des Aktiengesetzes vom 6. September 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1089), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), auf-
grund eines Verschmelzungsvertrags verschmolzen, 
so gelten die Anteile an der übertragenden Kapital-
gesellschaft, die zu einem Betriebsvermögen ge-
hören, als zum Buchwert veräußert und die an ihre 
Stelle tretenden Anteile als mit diesem Wert ange-
schafft. 

(2) 1  Gehören Anteile an der übertragenden Ka-
pitalgesellschaft nicht zu einem Betriebsvermögen 
und sind die Voraussetzungen des § 17 des Ein-
kommensteuergesetzes erfüllt, so gilt Absatz 1 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Buchwerts die Anschaffungskosten treten. 2  Die im 
Zuge der Verschmelzung gewährten Anteile gelten 
als Anteile im Sinne des § 17 des Einkommen-
steuergesetzes. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn 
das Vermögen einer Körperschaft nach den Vor-
schriften des Ersten Abschnitts des Umwandlungs-
gesetzes auf den Hauptgesellschafter übertragen 
wird und der Hauptgesellschafter ausscheidenden 
Anteilseignern eigene Anteile gewährt. 

VIERTER TEIL 

Barabfindung 
an Minderheitsgesellschafter 

§ 17 

Anwendung des § 6 b des Einkommensteuergesetzes 

Wird ein Anteilseigner der übertragenden Kör-
perschaft aus Anlaß des Vermögensübergangs in 
bar abgefunden und erhöht sich dadurch sein Ge-
winn, so ist auf Antrag § 6 b des Einkommensteuer-
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß eine 
Bescheinigung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Ziff. 5 
dieser Vorschrift nicht erforderlich ist und die Sechs-
jahresfrist im Sinne des Absatzes 4 Ziff. 2 dieser 
Vorschrift entfällt. 
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FÜNFTER TEIL  

Gewerbesteuer 

§ 18  

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang  
auf eine Personengesellschaft  
oder auf eine natürliche Person  

(1) Geht das Vermögen der übertragenden Kör-
perschaft auf eine Personengesellschaft oder auf  
eine natürliche Person über, so gelten die Vor-
schriften der §§ 3, 5, 6, 8, 10 Abs. 1, §§ 11 und 17  
vorbehaltlich des Absatzes 2 auch für die Ermitt-
lung des Gewerbeertrags.  

(2) 1  Der Übernahmegewinn ist nicht zu erfassen,  
soweit er auf Anteile entfällt, die nach § 6 Abs. 3  
als in das Betriebsvermögen eingelegt gelten.  
2  Der auf andere Anteile entfallende Teil des Über-
nahmegewinns ist nur mit einem Drittel anzuset-
zen, soweit er den Unterschiedsbetrag zwischen den  
tatsächlichen Anschaffungskosten der Anteile und  
deren Buchwert übersteigt.  

(3) 1  Auf übergegangene Renten und dauernde  
Lasten finden die Vorschriften des § 8 Ziff. 2 und  
des § 12 Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes  
keine Anwendung. 2  Satz 1 gilt nicht, wenn die  
Voraussetzungen für die Hinzurechnung nach den  
bezeichneten Vorschriften bereits bei der übertra-
genden Körperschaft erfüllt waren.  

(4) 1  Die auf den Übertragungsgewinn entfallende  
Gewerbesteuer kann auf Antrag für einen Zeit-
raum von höchstens zehn Jahren seit Eintritt der  
ersten Fälligkeit gegen Sicherheitsleistung gestun-
det werden. 2  § 7 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.  

§ 19  

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang  
auf eine andere Körperschaft  

Geht das Vermögen der übertragenden Körper-
schaft auf eine andere Körperschaft über, so gelten  
die §§ 14 bis 17 auch für die Ermittlung des Ge-
werbeertrags. § 18 Abs. 3 ist entsprechend anzu-
wenden.  

SECHSTER TEIL  

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils 

in eine Kapitalgesellschaft gegen 
Gewährung von Gesellschaftsanteilen 

§ 20  

Bewertung des eingebrachten Betriebsvermögens  
und der Gesellschaftsanteile  

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein  
Mitunternehmeranteil in eine unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1  

Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) eingebracht  
und erhält der Einbringende dafür neue Anteile an  
der Gesellschaft (Sacheinlage), Gesellschaft (Sacheinlage), so gelten für die Be-
wertung des eingebrachten Betriebsvermögens und  
der neuen Gesellschaftsanteile die Absätze 2 bis 7.  

(2) 1  Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte  
Betriebsvermögen mit seinem Buchwert oder mit  
einem höheren Wert ansetzen. 2  Der Ansatz mit dem  
Buchwert ist auch zulässig, wenn in der Handels-
bilanz das eingebrachte Betriebsvermögen nach  
handelsrechtlichen Vorschriften mit einem höheren  
Wert angesetzt werden muß. 3  Der Buchwert ist der  
Wert, mit dem der Einbringende das eingebrachte  
Betriebsvermögen im Zeitpunkt der Sacheinlage  
nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die Ge-
winnermittlung anzusetzen hat. 4  Übersteigen die  
Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens  
die Aktivposten, so hat die Kapitalgesellschaft das  
eingebrachte Betriebsvermögen mindestens so an-
zusetzen, daß sich die Aktivposten und die Passiv-
posten ausgleichen; dabei ist das Eigenkapital nicht  
zu berücksichtigen. 5  Erhält der Einbringende neben  
den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirtschafts-
güter, deren gemeiner Wert den Buchwert des ein-
gebrachten Betriebsvermögens übersteigt, so hat die  
Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsver-
mögen mindestens mit dem gemeinen Wert der an-
deren Wirtschaftsgüter anzusetzen. 6  Bei dem Ansatz  
des eingebrachten Betriebsvermögens dürfen die  
Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter nicht über-
schritten werden.  

(3) 1  Die Kapitalgesellschaft hat das eingebrachte  
Betriebsvermögen mit seinem Teilwert anzusetzen,  
wenn der Einbringende beschränkt einkommen-
steuerpflichtig oder beschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig ist oder wenn das Besteuerungsrecht der  
Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Ge-
winns aus einer Veräußerung der dem Einbringen-
den gewährten Gesellschaftsanteile im Zeitpunkt  
der Sacheinlage durch ein Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung ausgeschlossen ist.  
2  Satz 1 gilt nicht, wenn der Einbringende eine ju-
ristische Person des öffentlichen Recht ist oder wenn  
er eine Körperschaft, Personenvereinigung oder  
Vermögensmasse ist, die nur steuerpflichtig ist, so-
weit sie einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb  
unterhält.  

(4) 1  Der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft das  
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den  
Einbringenden als Veräußerungspreis und als An-
schaffungskosten der Gesellschaftsanteile. 2  Soweit  
neben den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirt-
schaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner  
Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten  
der Gesellschaftsanteile von dem sich nach Satz 1  
ergebenden Wert abzuziehen.  

(5) 1  Auf einen bei der Sacheinlage entstehenden  
Veräußerungsgewinn ist § 34 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes anzuwenden, wenn der Einbrin-
gende eine natürliche Person ist. 2  § 16 Abs. 4 des  
Einkommensteuergesetzes ist in diesem Fall nur an-
zuwenden, wenn die Kapitalgesellschaft das einge- 
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brachte Betriebsvermögen mit dem Teilwert ansetzt. 
3  In  den Fällen des Absatzes 3 kann die Einkom-
mensteuer oder die Körperschaftsteuer, die auf den 
bei der Sacheinlage entstehenden Veräußerungs-
gewinn entfällt, in jährlichen Teilbeträgen von min-
destens je einem Fünftel entrichtet werden, wenn 
die Entrichtung der Teilbeträge sichergestellt ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für 
die Einbringung der Beteiligung an einer Kapitalge-
sellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft, wenn 
die Beteiligung das gesamte Nennkapital der Ge-
sellschaft oder alle Kuxe der bergrechtlichen Ge-
werkschaft umfaßt. 

(7) 1  Wird die Sacheinlage durch Umwandlung auf 
Grund handelsrechtlicher Vorschriften vorgenom-
men, so gilt auf Antrag als Zeitpunkt der Sachein-
lage der Stichtag, für den die Umwandlungsbilanz 
aufgestellt ist. 2  Dieser Stichtag darf höchstens sechs 
Monate vor der Anmeldung des Umwandlungsbe-
schlusses zur Eintragung in das Handelsregister lie-
gen. 3  Das Einkommen und das Vermögen des Ein-
bringenden und der Kapitalgesellschaft sind in die-
sem Fall so zu ermitteln, als ob der Betrieb mit Ab-
lauf des Umwandlungsstichtags in die Kapitalgesell-
schaft eingebracht worden wäre. 4  Satz 3 gilt hin-
sichtlich des Einkommens und des Gewerbeertrags 
nicht für Entnahmen und Einlagen, die nach dem 
Umwandlungsstichtag erfolgen. 5  Die Anschaffungs-
kosten der Gesellschaftsanteile (Absatz 4) sind um 
den Buchwert der Entnahmen zu vermindern und 
um den sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes ergebenden Wert der Einlagen 
zu erhöhen. 

§ 21 

Veräußerung der Gesellschaftsanteile 

(1) 1  Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
veräußert, die der Veräußerer oder — bei unent-
geltlichem Erwerb der Anteile — der Rechtsvorgän-
ger durch eine Sacheinlage (§ 20 Abs. 1) erworben 
hat, so gilt der Betrag, um den der Veräußerungs-
preis nach Abzug der Veräußerungskosten die An-
schaffungskosten (§ 20 Abs. 4) übersteigt, als Ver-
äußerungsgewinn im Sinne des § 16 des Einkom-
mensteuergesetzes. 2  § 34 Abs. 1 des Einkommen-
steuergesetzes ist anzuwenden, wenn der Veräuße-
rer eine natürliche Person ist. 3  16 Abs. 4 des Ein-
kommensteuergesetzes ist in diesem Fall mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß sich der Freibetrag da-
nach bemißt, ob die Sacheinlage einen ganzen Be-
trieb, einen Teilbetrieb oder einen Anteil am Be-
triebsvermögen umfaßt hat; der sich hiernach er-
gebende Freibetrag ist im Verhältnis der veräußer-
ten Anteile zu den gesamten durch Sacheinlage er-
worbenen Anteilen zu ermäßigen. 4  Führt der Tausch 
von Anteilen im Sinne des Satzes 1 wegen Näm-
lichkeit der hingegebenen und der erworbenen An-
teile nicht zur Gewinnverwirklichung, so treten 
die erworbenen Anteile für die Anwendung der 
Sätze 1 bis 3 an die Stelle der hingegebenen An-
teile. 

(2) 1  Die Rechtsfolgen des Absatzes 1 treten auch 
ohne Veräußerung der Anteile ein, wenn  

1. der Anteilseigner dies beantragt oder 

2. der Anteilseigner beschränkt einkommensteuer-
pflichtig oder beschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig wird oder 

3. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung der Anteile durch ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ausge-
schlossen wird oder 

4. die Kapitalgesellschaft, an der die Anteile be-
stehen, aufgelöst und abgewickelt wird oder das 
Kapital dieser Gesellschaft herabgesetzt und an 
die Anteilseigner zurückgezahlt wird, soweit die 
Rückzahlung nicht als Gewinnanteil gilt. 

2  Dabei tritt an die Stelle des Veräußerungspreises 
der Anteile ihr gemeiner Wert. 3  Die auf den Ver-
äußerungsgewinn entfallende Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer kann in jährlichen Teilbeträgen 
von mindestens je einem Fünftel entrichtet werden, 
wenn die Entrichtung der Teilbeträge sichergestellt 
ist. 

(3) Ist der Veräußerer oder Eigner von Anteilen 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 
so gilt der Veräußerungsgewinn als Gewinn aus 
einem Betrieb gewerblicher Art dieser Körper-
schaft, 

2. persönlich von der Körperschaftsteuer befreit, so 
gilt diese Steuerbefreiung nicht für den Ver-
äußerungsgewinn. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, 
wenn als Anschaffungskosten der Anteile der Teil-
wert des eingebrachten Betriebsvermögens maßge-
bend ist. 

§ 22 

Einlage der Gesellschaftsanteile 
in ein Betriebsvermögen 

(1) 1  Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 21 Abs. 1 in ein Betriebsvermögen 
eingelegt, so sind sie mit ihren Anschaffungskosten 
(§ 20 Abs. 4) anzusetzen. 2  Ist der Teilwert im Zeit-
punkt der Einlage niedriger, so ist dieser anzuset-
zen; der Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaf-
fungskosten und dem niedrigeren Teilwert ist 
außerhalb der Bilanz vom Gewinn abzusetzen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn als An-
schaffungskosten der Anteile der Teilwert des ein-
gebrachten Betriebsvermögens maßgebend ist. 

§ 23 

Sonstige Auswirkungen der Sacheinlage 

(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Buchwert (§ 20 Abs. 2 
Satz 2) an, so gelten § 5 Abs. 2 Satz 2 und § 15 
Abs. 3 sinngemäß. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit einem über dem Buchwert 
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aber unter dem Teilwert liegenden Wert an, so gilt 
15 Abs. 3 sinngemäß mit der folgenden Maßgabe: 

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder Substanz-
verringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 und 6 des Ein-
kommensteuergesetzes sind vom Zeitpunkt der 
Einbringung an nach den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Einbringenden, vermehrt 
um den Unterschiedsbetrag zwischen dem Buch-
wert der einzelnen Wirtschaftsgüter und dem 
Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft die Wirt-
schaftsgüter ansetzt, zu bemessen. 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach § 7 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes tritt im 
Zeitpunkt der Einbringung an die Stelle des 
Buchwerts der einzelnen Wirtschaftsgüter der 
Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft die Wirt-
schaftsgüter ansetzt. 

(3) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Teilwert an, so gel-
ten die eingebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeit-
punkt der Einbringung von der Kapitalgesell-
schaft zum Teilwert angeschafft. 

(4) § 8 Abs. 1 bis 5 und § 18 Abs. 3 gelten sinn-
gemäß. 

(5) Bei Anteilen im Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 1 
treten beim Einbringenden die Rechtsfolgen des 
§ 102 des Bewertungsgesetzes auch ein, wenn die 
zeitlichen Voraussetzungen dieser Vorschrift nicht 
erfüllt sind. 

SIEBENTER TEIL 

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils 
in eine Personengesellschaft 

§ 24 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein 
Mitunternehmeranteil in eine Personengesellschaft 
eingebracht und wird der Einbringende Mitunter-
nehmer der Gesellschaft, so gelten für die Bewer-
tung des eingebrachten Betriebsvermögens die Ab-
sätze 2 bis 4. 

(2) 1  Die Personengesellschaft darf das einge-
brachte Betriebsvermögen in ihrer Bilanz einschließ-
lich der Ergänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter 
mit seinem Buchwert oder mit einem höheren Wert 
ansetzen. 2  Buchwert ist der Wert, mit dem der Ein-
bringende das eingebrachte Betriebsvermögen im 
Zeitpunkt der Einbringung nach den steuerrecht-
lichen Vorschriften über die Gewinnermittlung an-
zusetzen hat. 3  Bei dem Ansatz des eingebrachten 
Betriebsvermögens dürfen die Teilwerte der ein-
zelnen Wirtschaftsgüter nicht überschritten werden. 

(3) 1  Der Wert, mit dem das eingebrachte Betriebs-
vermögen in der Bilanz der Personengesellschaft 
einschließlich der Ergänzungsbilanzen für ihre Ge-
sellschafter angesetzt wird, gilt für den Einbringen- 

den als Veräußerungspreis. 2  § 16 Abs. 4 und § 34 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes sind nur anzu-
wenden, wenn das eingebrachte Betriebsvermögen 
mit seinem Teilwert angesetzt wird. 

(4) § 23 gilt sinngemäß. 

ACHTER TEIL 

Verhinderung von Mißbräuchen; 
mitbestimmte Unternehmen; 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 25 

Wegfall von Steuererleichterungen 

(1) Bei einer Umwandlung nach den Vorschriften 
des Umwandlungsgesetzes oder bei einer Verschmel-
zung nach den Vorschriften des Gesetzes betreffend 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sind die 
Vorschriften der §§ 7, 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 
nicht anzuwenden, wenn die bei der Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregister oder in das Ge-
nossenschaftsregister einzureichenden Bilanz für 
einen Stichtag aufgestellt ist, der mehr als sechs Mo-
nate vor der Anmeldung liegt. 

(2) 1  Die Anwendbarkeit der §§ 8 und 18 Abs. 2 
Satz 2 entfällt rückwirkend, wenn die Übernehmerin 
den auf sie übergegangenen Betrieb innerhalb von 
fünf Jahren nach dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag in eine Kapitalgesellschaft einbringt oder 
ohne triftigen Grund veräußert oder aufgibt. 
2  Bereits erteilte Steuerbescheide, Steuermeßbe-
scheide, Freistellungsbescheide oder Feststellungs-
bescheide sind zu ändern, soweit sie auf der An-
wendung der in Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
beruhen. 

(3) 1  In den Fällen des Absatzes 2 ist die nach den 
§§ 7 und 18 Abs. 4 gestundete Steuer sofort zu ent-
richten. 2  Das gleiche gilt, wenn in anderen Fällen die 
Übernehmerin den auf sie übergegangenen Betrieb 
innerhalb des Stundungszeitraums veräußert oder 
aufgibt. 

§ 26 

Übergang des Vermögens einer mitbestimmten 
Körperschaft auf eine Personengesellschaft 

oder auf eine natürliche Person 

§ 7 ist nicht anzuwenden, wenn die übertragende 
Körperschaft der Mitbestimmung nach 

1. dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Aktiengesetz 
vom 6. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1185), 

2. den §§ 5 bis 13 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
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nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie vom 7. August 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 707), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 27. April 1967 (Bundes-
gesetzbl. I S. 505), 

3. den §§ 76 bis 77 a des Betriebsverfassungsgeset-
zes 1952 vom 11. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 681), zuletzt geändert durch das Betriebsver-
fassungsgesetz vom 15. Januar 1972 (Bundes-
gesetzbl. I S. 13), 
oder 

4. dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer vom ... 1976 (Bundesgesetzbl. I S. ...) 

unterliegt. 

§ 27 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) 1  Dieses Gesetz ist auf den Übergang von Ver-
mögen anzuwenden, dem als steuerlicher Übertra-
gungsstichtag ein nach dem 31. Dezember 1976 lie-
gender Tag zugrunde gelegt wird. 2 In den Fällen 
des Dritten Teils ist dieses Gesetz bereits für steuer-
liche Übertragungsstichtage vor dem 1. Januar 1977 
anzuwenden, wenn der Stichtag in ein vom Kalen-
derjahr abweichendes Wirtschaftsjahr der überneh-
menden Körperschaft fällt, das nach dem 31. De-
zember 1976 abläuft. 

(2) § 23 des Gesetzes über steuerliche Maßnah-
men bei Änderung der Unternehmensform vom 
14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1163), geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Einkommensteuer-
reformgesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundesge-
setzbl. I S. 3656), ist in den Fällen weiter anzuwen-
den, in denen der Vertrag über die Geschäftsver-
äußerung in der Zeit vom 9. Mai 1973 bis 30. No-
vember 1973 abgeschlossen worden ist. 

ARTIKEL 2 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 127), geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Einkommensteuerreformge-
setz vom 21. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3656), wird wie folgt geändert: 

1. § 38 erhält die folgende Fassung: 

„§ 38 

(1) 1  Das Wertpapier-Sondervermögen (§ 8) 
gilt als Zweckvermögen im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 5 des Körperschaftsteuergesetzes und des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe e des Vermögensteuer-
gesetzes. 2  Das Wertpapier-Sondervermögen ist 
vorbehaltlich des § 38 a von der Körperschaft-

steuer, der Gewerbesteuer und der Vermögen-
steuer befreit. 

(2) 1  Gehören zu einem Wertpapier-Sonder-
vermögen Anteile an einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaft, so wird die an-
rechenbare Körperschaftsteuer an die Depotbank 
auf Antrag vergütet. 2  Die Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes über die Vergütung von 
Körperschaftsteuer an unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtige Anteilseigner sind sinngemäß an-
zuwenden. 3 An die Stelle der in § 36 b Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes bezeichneten Beschei-
nigung tritt eine Bescheinigung des für das Wert-
papier-Sondervermögen zuständigen Finanzamts, 
in der bestätigt wird, daß ein Zweckvermögen im 
Sinne des Absatzes 1 vorliegt. 4  Die anrechenbare 
Körperschaftsteuer wird auch vergütet, wenn die 
Ausschüttung an das Wertpapier-Sondervermö-
gen nicht von der Vorlage eines Dividenden-
scheins abhängig ist. 

(3) 1  Vorbehaltlich des § 45 Abs. 5 Satz 3 des 
Einkommensteuergesetzes wird die von Kapital-
erträgen des Wertpapier-Sondervermögens erho-
bene Kapitalertragsteuer an die Depotbank auf 
Antrag erstattet. 2 Für die Erstattung ist bei Ka-
pitalerträgen im Sinne des § 43 Abs. 1 Ziff. 1 und 
2 des Einkommensteuergesetzes das Bundesamt 
für Finanzen und bei den übrigen Kapitalerträgen 
das Finanzamt zuständig, an das die Kapitaler-
tragsteuer abgeführt worden ist. 3  I übrigen 
sind die Vorschriften des Einkommensteuerge-
setzes über die Erstattung von Kapitalertrag-
steuer an unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tige Anteilseigner sinngemäß anzuwenden. 4  Ab-
satz 2 Satz 3 gilt abweichend von § 44 b Abs. 1 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes entspre-
chend." 

2. Hinter § 38 wird der folgende § 38 a eingefügt: 

„§38a 

(1) 1 Für den Teil der Ausschüttungen eines 
Wertpapier-Sondervermögens, der nach § 39 a 
Abs. 1 zur Anrechnung oder Vergütung von Kör-
perschaftsteuer berechtigt, ist die Ausschüttungs-
belastung mit Körperschaftsteuer nach § 30 des 
Körperschaftsteuergesetzes herzustellen. 2  Die 
Körperschaftsteuer entsteht in dem Zeitpunkt, in 
dem die Ausschüttungen den Anteilscheininha-
bern zufließen. 3  § 44 Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes ist entsprechend anzuwenden. 
4  Die Körperschaftsteuer ist innerhalb eines Mo-
nats nach der Entstehung zu entrichten. 5  Die Ka-
pitalanlagegesellschaft hat bis zu diesem Zeit-
punkt eine Steuererklärung nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abzugeben und darin die 
Steuer selbst zu berechnen. 

(2) Für den Teil der nicht zur Ausschüttung 
oder Kostendeckung verwendeten Einnahmen 
des Wertpapier-Sondervermögens im Sinne des 
§ 39 Abs. 1 Satz 2, der nach § 39 a Abs. 2 zur An-
rechnung oder Vergütung von Körperschaftsteuer 
berechtigt, gilt Absatz 1 entsprechend." 
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3. Hinter § 39 wird der folgende § 39 a eingefügt: 

„§39a 

(1) 1  Für Ausschüttungen auf Anteilscheine an 
einem Wertpapier-Sondervermögen wird die 
Körperschaftsteuer nur angerechnet oder vergü-
tet, soweit darin enthalten sind 

1. Erträge des Sondervermögens, die nach § 38 
Abs. 2 zur Vergütung von Körperschaftsteuer 
an die Depotbank berechtigen, 

2. der auf Erträge im Sinne der Nummer 1 ent-
fallende Teil des Ausgabepreises für ausgege-
bene Anteilscheine. 

2  Für die Ermittlung des Teils der Ausschüttung, 
der zur Anrechnung oder Vergütung von Körper-
schaftsteuer berechtigt, ist die nach § 38 a zu ent-
richtende Körperschaftsteuer von den in den 
Nummern 1 und 2 bezeichneten Beträgen abzu-
ziehen. 3  § 47 a des Körperschaftsteuergesetzes 
gilt entsprechend. 4  I  der hiernach zu erteilen-
den Bescheinigung ist der zur Anrechnung oder 
Vergütung berechtigende Teil der Ausschüttung 
gesondert anzugeben. 

(2) 1  Gelten die nicht zur Ausschüttung oder 
Kostendeckung verwendeten Einnahmen des 
Wertpapier-Sondervermögens nach § 39 Abs. 1 
Satz 2 als zugeflossen, so ist Absatz 1 Satz 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. 2  An die Stelle 
der in § 47 a des Körperschaftsteuergesetzes be-
zeichneten Bescheinigung tritt eine Bescheini-
gung im Sinne der Sätze 3 bis 5. 3  Die Bescheini-
gung darf nur durch das Kreditinstitut erteilt 
werden, das im Zeitpunkt des Zufließens der 
Einnahmen ein auf den Namen des Empfängers 
der Bescheinigung lautendes Wertpapierdepot 
führt, in dem der Anteilschein verzeichnet ist. 4  In 
der Bescheinigung sind die Zahl und die Bezeich-
nung der Anteile sowie der Name und die An-
schrift des Anteilscheininhabers anzugeben. 5  Für 
die Bescheinigung gelten im übrigen die Vor-
schriften des § 47 a des Körperschaftsteuergeset-
zes sinngemäß. 6  Der Steuererklärung oder dem 
Antrag auf Vergütung von Körperschaftsteuer ist 
ein Abdruck der Bekanntmachung im Sinne des 
§ 42 beizufügen. 7 Wird der Anteilschein aus dem 
Wertpapierdepot entnommen und ausgehändigt, 
so hat ihn das Kreditinstitut unter Hinweis auf 
die zuletzt ausgestellte Bescheinigung zu kenn-
zeichnen. 

(3) 1  Sind die in Absatz 2 bezeichneten Vor-
aussetzungen für die Erteilung der Bescheinigung 
durch ein Kreditinstitut nicht erfüllt, so wird die 
Körperschaftsteuer nur angerechnet, wenn der 
Steuerpflichtige Tatsachen glaubhaft macht, aus 
denen sich ergibt, daß ihm die Einnahmen zuzu-
rechnen sind. 2  Absatz 2 Satz 6 gilt sinngemäß." 

4. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „§ 43 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Einkommensteuerge-

setzes" durch die Verweisung auf „§ 43 Abs. 1 
Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 19 a 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes" 
durch die Verweisung auf „§ 29 Abs. 1 
und 6 des Körperschaftsteuergesetzes" er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „ergebende 
deutsche Einkommensteuer oder Körper-
schaftsteuer" durch die Worte „des Ein-
kommensteuergesetzes ergebende Ein-
kommensteuer oder nach § 26 des Kör-
perschaftsteuergesetzes ergebende Kör-
perschaftsteuer" ersetzt. 

c) Hinter Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 
angefügt: 

„ (5) Den in den Ausschüttungen enthalte-
nen Beträgen im Sinne der Absätze 1 bis 4 
stehen die hierauf entfallenden Teile des Aus-
gabepreises für ausgegebene Anteilscheine 
gleich." 

5. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b wird die Ver-
weisung auf „§ 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Ein-
kommensteuergesetzes" durch die Verwei-
sung auf „§ 43 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkommen-
steuergesetzes" ersetzt. 

b) Hinter Absatz 1 Nr. 2 werden die folgenden 
Nummern 3 und 4 eingefügt: 

„3. den zur Anrechnung oder Vergütung von 
Körperschaftsteuer berechtigenden Teil 
der Ausschüttung; 

4. den Betrag der anzurechnenden oder zu 
vergütenden Körperschaftsteuer;". 

c) Die bisherige Nummer 3 des Absatzes 1 wird 
Nummer 5. 

d) In Absatz 3 werden jeweils die Worte „aus-
ländischen" gestrichen. 

6. In § 42 erhält Satz 1 die folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des § 40 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
bis 5 und des § 41 mit Ausnahme des Absatzes 1 
Nr. 2 Buchstaben c und d gelten sinngemäß für die 
in § 39 Abs. 1 Satz 2 und in § 39 a Abs. 2 bezeich-
neten Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens, die nicht zur Kostendeckung oder Ausschüt-
tung verwendet werden." 

7. § 43 erhält die folgende Fassung: 

„§ 43 

(1) 1  Die Vorschriften des § 38 und des § 38 a 
sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 1977 
anzuwenden. 2  Bei der Vergütung von Körper- 
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schaftsteuer und bei der Erstattung von Kapital-
ertragsteuer an die Depotbank ist die Vorschrift 
des § 38 erstmals auf Einnahmen anzuwenden, 
die dem Wertpapier-Sondervermögen nach dem 
31. Dezember 1976 zufließen. 3  Beruhen die Ein-
nahmen auf einem den gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungs-
beschluß, gilt Satz 2 mit der Maßgabe, daß die 
Vorschrift erstmals anzuwenden ist, soweit sich 
der Beschluß auf die Gewinnverteilung für ein 
Wirtschaftsjahr bezieht, das nach dem 31. Dezem-
ber 1976 abgelaufen ist. 

(2) Die Vorschriften der §§ 39 bis 41 sind erst-
mals für Ausschüttungen auf Anteilscheine an 
einem Wertpapier-Sondervermögen anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1976 zufließen. 

(3) Die Vorschriften der §§ 39, 39 a und 42 sind 
für die nicht zur Kostendeckung oder Ausschüt-
tung verwendeten Einnahmen des Wertpapier-
Sondervermögens erstmals für das Geschäftsjahr 
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 1976 
endet." 

8. In § 46 wird der folgende Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Den in den Ausschüttungen enthaltenen 
Beträgen im Sinne der Absätze 1 und 2 stehen 
die hierauf entfallenden Teile des Ausgabeprei-
ses für ausgegebene Anteilscheine gleich." 

9. In § 50 Abs. 1 und 2 wird jeweils die Bezeich-
nung „31. Oktober 1969" durch die Bezeichnung 
„31. Dezember 1976" ersetzt. 

ARTIKEL 3 

Änderung des Gesetzes über den Ver-
trieb ausländischer Investmentanteile 
und über die Besteuerung der Erträge 
aus ausländischen Investmentanteilen 

Das Gesetz über den Vertrieb ausländischer In-
vestmentanteile und über die Besteuerung der Er-
träge aus ausländischen Investmentanteilen vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 986), geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Einkommensteuer-
reformgesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 3656), wird wie folgt geändert: 

1. In § 16 werden hinter den Worten „§ 49 Abs. 1 
Ziff. 2" die Worte „Buchstabe a" eingefügt. 

2. In § 17 Abs. 2 wird der folgende Satz angefügt: 

„Den in den Ausschüttungen enthaltenen Ge-
winnen im Sinne der Nummern 1 und 2 stehen 
die hierauf entfallenden Teile des Ausgabe-
preises für ausgegebene Anteilscheine gleich." 

3. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 19 a 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes" durch 
die Verweisung auf „§ 29 Abs. 1 und 6 des 
Körperschaftsteuergesetzes" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „ergebende 
deutsche Einkommensteuer oder Körper-
schaftsteuer" durch die Worte „des Einkom-
mensteuergesetzes ergebende Einkommen-
steuer oder nach § 26 des Körperschaftsteuer-
gesetzes ergebende Körperschaftsteuer" er-
setzt. 

4. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils die 
Bezeichnung „31. Oktober 1969" durch die 
Bezeichnung „31. Dezember 1976" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Jahreszahl „1969" durch 
die Jahreszahl „1977" ersetzt. 

ARTIKEL 4 

Änderung des Gesetzes über steuer- 
rechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 
und bei Überlassung von eigenen 

Aktien an Arbeitnehmer 

Das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei 
Erhöhung des Nennkapitals und bei Überlassung 
von eigenen Aktien an Arbeitnehmer in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 977), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Kapitalverkehrsteuer-
gesetzes und anderer Gesetze vom 23. Dezember 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2134), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„§ 1 

Steuern vom Einkommen und Ertrag der 
Anteilseigner 

Erhöht eine Kapitalgesellschaft im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
ihr Nennkapital durch Umwandlung von Rück-
lagen in Nennkapital, so gehört der Wert der 
neuen Anteilsrechte bei den Anteilseignern nicht 
zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes." 

2. In § 3 erhält die Überschrift die folgende Fas-
sung: 

„Anschaffungskosten nach Kapitalerhöhung". 

3. §5 wird §4. 
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4. § 6 wird § 5. Der neue § 5 wird wie folgt geän-
dert 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:  

„(1) 1  Gilt für die Erhöhung des Nennkapi-
tals eine Rücklage als verwendet, die aus 
dem Gewinn eines vor dem 1. Januar 1977 
abgelaufenen Wirtschaftsjahrs gebildet wor-
den ist, und setzt die Kapitalgesellschaft das 
Nennkapital innerhalb von fünf Jahren nach 
Erhöhung herab, so gilt die Rückzahlung die-
ses Teils des Nennkapitals als Gewinnanteil. 
2  § 44 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
ist anzuwenden." 

b) In Absatz 2 wird Satz 4 durch die folgenden 
Sätze 4 und 5 ersetzt: 

„ 4  Sie ist bei der Ermittlung des Einkommens 
nicht abziehbar und bei der Ermittlung der 
Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals 
dem Teilbetrag im Sinne des § 33 Abs. 2 
Nr. 3 des Körperschaftsteuergesetzes zuzu-
ordnen. 5  § 30 des Körperschaftsteuergesetzes 
und die Vorschriften über die Anrechnung 
und Vergütung von Körperschaftsteuer sind 
nicht anzuwenden." 

c) Absatz 5 wird gestrichen. 

5. Hinter dem neuen § 5 wird der folgende neue 
§ 6 eingefügt: 

„§ 6 

Anschaffungskosten nach Kapitalherabsetzung 
innerhalb von fünf Jahren 

Setzt eine Kapitalgesellschaft innerhalb von 
fünf Jahren nach Erhöhung des Nennkapitals 
(§ 1) das Nennkapital herab und zahlt sie die 
dadurch frei werdenden Mittel ganz oder teil-
weise an die Gesellschafter zurück, so gelten als 
Anschaffungskosten der nach der Kapitalherab-
setzung verbleibenden Anteilsrechte die Beträge, 
die sich für die einzelnen Anteilsrechte ergeben, 
wenn die Anschaffungskosten der vor der Ka-
pitalherabsetzung vorhandenen gesamten An-
teilsrechte auf die nach der Kapitalherabsetzung 
verbleibenden Anteilsrechte nach dem Verhält-
nis ihrer Nennbeträge verteilt werden." 

6. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„§ 7 

Anteilsrechte an ausländischen Gesellschaften 

(1) 1  § 1 ist auf den Wert neuer Anteilsrechte 
an ausländischen Gesellschaften anzuwenden, 
wenn 

1. die ausländische Gesellschaft einer Aktien-
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien oder einer Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung vergleichbar ist, 

2. die neuen Anteilsrechte auf Maßnahmen be-
ruhen, die eine Kapitalerhöhung aus Gesell

-

schaftsmitteln nach den Vorschriften der 
§§ 207 bis 220 des Aktiengesetzes vom 6. Sep-
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1089), zu-
letzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 469), oder nach den Vor-
schriften des Gesetzes über die Kapitalerhö-
hung aus Gesellschaftsmitteln und über die 
Gewinn- und Verlustrechnung vom 23. De-
zember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 789), zu-
letzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bun-
desgesetzbl. I S. 469), entsprechen und 

3. die neuen Anteilsrechte wirtschaftlich den 
Anteilsrechten entsprechen, die nach den in 
Nummer 2 bezeichneten Vorschriften ausge-
geben werden. 

2  Der Erwerber der Anteilsrechte hat nachzuwei-
sen, daß die Voraussetzungen der Nummern 1 
bis 3 erfüllt sind. 

(2) 1  Setzt die ausländische Gesellschaft in den 
Fällen des Absatzes 1 innerhalb von fünf Jahren 
nach Ausgabe der neuen Anteilsrechte ihr Ka-
pital herab und zahlt sie die dadurch freiwer-
denden Mittel ganz oder teilweise zurück, so 
gelten die zurückgezahlten Beträge bei den An-
teilseignern insoweit als Einkünfte aus Kapital-
vermögen im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 des 
Einkommensteuergesetzes, als sie den Betrag 
der Erhöhung des Kapitals nicht übersteigen. 
Das gleiche gilt, wenn die ausländische Gesell-
schaft Maßnahmen trifft, die den in Satz 1 be-
zeichneten Maßnahmen vergleichbar sind." 

7. Hinter § 8 wird der folgende neue § 8 a einge-
fügt: 

„§ 8 a 

Schlußvorschriften 

1  Dieses Gesetz ist erstmals auf Kapitalerhö-
hungen anzuwenden, die in einem nach dem 
31. Dezember 1976 abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
der Kapitalgesellschaft wirksam werden.  2  Ist 
eine Kapitalerhöhung in einem früheren Wirt-
schaftsjahr wirksam geworden, so treten in den 
Fällen der §§ 6 und 7 Abs. 2 des Gesetzes in 

 der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Ok-
tober 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 977) die in die-
sen Vorschriften bezeichneten Rechtsfolgen ein." 

ARTIKEL 5 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. August 1974 (Bundesgesetz-
blatt I S. 1971), zuletzt geändert durch das Haus-
haltsstrukturgesetz vom 18. Dezember 1975 (Bun-
desgesetzbl. I S. 3091) *), wird wie folgt geändert: 

Vor Verabschiedung im Finanzausschuß — BT über-
prüfen, ob zwischenzeitlich weitere Änderungen des 
GewStG erfolgt sind. 
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1. In § 2 Abs. 2 Ziff. 2 Satz 2 wird die Verweisung 
auf „§ 7 a Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des Körperschaft-
steuergesetzes" durch die Verweisung auf „§ 13 
Nr. 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes" er-
setzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 9 wird die Verweisung auf „§ 4 
Abs. 1 Ziff. 7 des Körperschaftsteuergesetzes" 
durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 1 Nr. 3 
des Körperschaftsteuergesetzes" ersetzt. 

b) In Ziffer 10 wird die Verweisung auf „§ 4 
Abs. 1 Ziff. 8 des Körperschaftsteuergesetzes" 
durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 1 Nr. 5 
des Körperschaftsteuergesetzes" ersetzt. 

3. In § 8 Ziff. 9 wird die Verweisung auf „§ 11 
Ziff. 5 des Körperschaftsteuergesetzes" durch die 
Verweisung auf „§ 9 Nr. 3 des Körperschaft-
steuergesetzes" ersetzt. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 6 werden die Worte „3 bis" ge-
strichen. 

b) In Ziffer 7 wird die Verweisung auf „§ 19 a 
Abs. 5 Satz 2 und 3 des Körperschaftsteuer-
gesetzes" durch die Verweisung auf „§ 29 
Abs. 5 Satz 2 und 3 des Körperschaftsteuer-
gesetzes" ersetzt. 

5. In § 11 Abs. 5 Ziff. 2 wird die Verweisung auf 
„§ 19 Abs. 2 b oder 2 c des Körperschaftsteuer-
gesetzes" durch die Verweisung auf „§ 26 Abs. 2 
Nr. 9 oder 10 des Körperschaftsteuergesetzes" 
ersetzt. 

6. In § 12 Abs. 3 Ziff. 4 Satz 3 wird die Verwei-
sung auf „§ 19 a Abs. 5 des Körperschaftsteuer-
gesetzes" durch die Verweisung auf „§ 29 Abs. 5 
des Körperschaftsteuergesetzes" ersetzt. 

7. § 36 erhält die folgende Fassung: *) 

„§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe-
ertrag und dem Gewerbekapital für den Er-
hebungszeitraum 1977, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsummen, 
die nach dem 31. Dezember 1976 gezahlt wer-
den. 

(2) § 10 a in der ab Erhebungszeitraum 1975 
geltenden Fassung ist erstmals auf Fehlbeträge 

s) Eine Neufassung des § 36 entfällt, wenn das Einfüh-
rungsgesetz zur neuen AO vor diesem Gesetz ver-
kündet wird. 

anzuwenden, die sich bei Ermittlung des maß-
gebenden Gewerbeertrags für den Erhebungs-
zeitraum 1975 ergeben." 

ARTIKEL 6 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1713), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Einkommensteuerreform-
gesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. 
I S. 3656), wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 2 werden die Worte „an deren Nenn-
kapital sie seit Beginn des maßgebenden Wirt-
schaftsjahres ununterbrochen mindestens zu 
einem Viertel unmittelbar beteiligt ist," durch 
die Worte „an deren Nennkapital sie minde-
stens zu einem Viertel unmittelbar beteiligt ist, 
wenn die Beteiligung ununterbrochen seit min-
destens zwölf Monaten vor dem für die Ermitt-
lung des Gewinns maßgebenden Abschlußstich-
tag besteht und" ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 2 wird die Verweisung auf „§ 19 a 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes" durch die 
Verweisung auf „§ 29 Abs. 1 und 6 des Körper-
schaftsteuergesetzes" ersetzt. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Verweisung auf „§ 19 a 
Abs. 2 bis 4 des Körperschaftsteuergesetzes" 
durch die Verweisung auf „§ 29 Abs. 2 bis 4 
des Körperschaftsteuergesetzes" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) 1  Gewinnanteile, die die ausländische 
Gesellschaft von einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaft bezieht, sind 
mit dem auf den unbeschränkt Steuerpflichti-
gen entfallenden Teil vom Hinzurechnungs-
betrag auszunehmen, wenn der Steuerpflich-
tige 

1. eine Kapitalgesellschaft, ein Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit oder ein 
Betrieb einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts ist und 

2. mindestens zu einem Viertel als an der 
ausschüttenden Gesellschaft beteiligt anzu-
sehen ist. 

2  Satz 1 ist nur anzuwenden, soweit die Be-
teiligung im Sinne der Nummer 2 ununter-
brochen seit mindestens zwölf Monaten vor 
dem für die Ermittlung des Gewinns maßge-
benden Abschlußstichtag besteht." 

4. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter den Worten „Die 
Vorschriften dieses Gesetzes sind" die Worte 
„vorbehaltlich des Absatzes 4" eingefügt. 
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b) Hinter Absatz 3 wild der folgende Absatz 4 
angefügt: 

„ (4) Die §§ 8, 12 und 13 in der durch das 
Einführungsgesetz zum Körperschaftsteuer-
reformgesetz vom ... (Bundesgesetzbl. I 
S. ...) geänderten Fassung sind erstmals an-
zuwenden 

a) für die Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer für den Veranlagungszeit-
raum 1977, 

b) für die Gewerbesteuer für den Erhebungs-
zeitraum 1977. 

ARTIKEL 7 

Änderung 
des Investitionszulagengesetzes 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 1975 (Bundes-
gesetzbl. I S. 528) wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 b Abs. 1 wird die Verweisung auf „§ 4 
Abs. 1 Ziff. 1 bis 10 des Körperschaftsteuerge-
setzes" durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 bis 13 des Körperschaftsteuergesetzes" 
ersetzt. 

2. In § 8 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1974" durch 
die Jahreszahl „1976" ersetzt. 

ARTIKEL 8 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

1. In § 102 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Septem-
ber  1974 (Bundesgesetzbl. I S. 2369), geändert 
durch das Zuständigkeitslockerungsgesetz vom 
10. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 685), werden 
die Verweisungen auf „§ 19 a Abs. 5 des Kör-
perschaftsteuergesetzes" durch die Verweisun-
gen auf „§ 29 Abs. 5 des Körperschaftsteuerge-
setzes" ersetzt. 

2. Die Nummer 1 ist erstmals bei der Hauptfest-
stellung der Einheitswerte des Betriebsvermö-
gens auf den 1. Januar 1977 anzuwenden. 

ARTIKEL 9 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

1. In § 3 Abs. 1 Nr. 5 des Vermögensteuergesetzes 
in der Fassung vom 17. April 1974 (Bundesge-
setzbl. I S. 233), zuletzt geändert durch das Haus-
haltsstrukturgesetz vom 18. Dezember 1975 (Bun-
desgesetzbl. I S. 3091), werden ersetzt: 

a) Die Verweisung auf „§ 4 Abs. 1 Ziff. 7 des 
Körperschaftsteuergesetzes" durch die Ver-
weisung auf „§ 5 Abs. 1 Nr. 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes", 

b) die Verweisung auf „§ 4 a Abs. 1, 3 und 5 
des Körperschaftsteuergesetzes" durch die 
Verweisung auf „§ 6 Abs. 1, 3 und 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes", 

c) die Verweisung auf „§ 4 a Abs. 1 oder 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes" durch die Ver-
weisung auf „§ 6 Abs. 1 oder 5 des Körper-
schaftsteuergesetzes", 

d) die Verweisung auf „§ 4 Abs. 1 Ziff. 7 Buch-
stabe d oder e des Körperschaftsteuergeset-
zes" durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe d oder e des Körperschaft-
steuergesetzes". 

2. Die Nummer 1 ist erstmals auf die Vermögen

-

steuer des Kalenderjahrs 1977 anzuwenden. 

ARTIKEL 10 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

In § 2 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. November 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1681), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Steuer-
beratungsgesetzes vom 24. Juni 1975 (Bundesge-
setzbl. I S. 1509), wird der Klammerzusatz wie folgt 
gefaßt: 

„(§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 des Körperschaftsteuerge-
setzes)". 

ARTIKEL 11 

Außerkrafttreten 
von Gesetzen und Verordnungen 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1. Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Juli 1975 (Bundesge-
setzbl. I S. 1933), geändert durch das Haushalts-
strukturgesetz vom 18. Dezember 1975 (Bundes-
gesetzbl. I S. 3091); 

2. das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Än-
derung der Unternehmensform vom 14. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1163), geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Einkommensteuer-
reformgesetz vom 21. Dezember 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 3656) ; 

3. die 	Körperschaftsteuer-Durchführungsverord

-

nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. März 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 270), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Änderung 
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der Körperschaftsteuer-Durchführungsverord-
nung vom 25. November 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2903) ; 

4. die 	Kapitalertragsteuer-Durchführungsverord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 766) ; 

5. die Verordnung über die Befreiung der hambur-
gischen Testamente von der Körperschaftsteuer 
vom 12. November 1921 (Reichsgesetzbl. S. 1359) ; 

6. die Verordnung über Körperschaftsteuer, Ver-
mögensteuer und Gewerbesteuer der Kartelle 
und Syndikate vom 20. Dezember 1941 (Reichs-
gesetzbl. I S. 791). 

ARTIKEL 12 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

ARTIKEL 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Entwurf eines Einführungsge-
setzes zum Körperschaftsteuerreformgesetz zieht die 
Bundesregierung die Folgerungen aus der geplan-
ten Reform der Körperschaftsteuer für eine Reihe 
von Sonderfällen und paßt sie außerdem zahlreiche 
Vorschriften anderer Gesetze an die Bestimmungen 
des Reformentwurfs an. Die materiellrechtlichen 
Änderungen, die das Einführungsgesetz vorsieht, 
sind sämtlich darauf zurückzuführen, daß die wirt-
schaftliche Doppelbelastung ausgeschütteter Ge-
winne der Kapitalgesellschaften sowie der Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften beseitigt werden 
soll. Im Zusammenhang damit sind die folgenden 
allgemeinen Überlegungen von Bedeutung: 

1. Artikel 1 (Gesetz über steuerliche Maßnahmen 
bei Änderung der Unternehmensform) 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für 
die Reform der Körperschaftsteuer soll die Bela-
stung des Gewinns durch diese Steuer nicht nur in 
den Fällen der Ausschüttung von Gewinnen besei-
tigt werden, sondern auch, wenn die in der Kapital-
gesellschaft gespeicherten Gewinne den Anteilseig-
nern anläßlich der Auflösung der Gesellschaft zuflie-
ßen. Daran wird erkennbar, daß die Entlastung von 
der Körperschaftsteuer stets erfolgen soll, wenn von 
der Kapitalgesellschaft erzielter besteuerter Gewinn 
aus dem Bereich der Körperschaftsteuer in den Be-
reich der Einkommensteuer gelangt. Aus welchem 
Anlaß und in welcher Form die Gewinne an die An-
teilseigner ausgekehrt werden, soll dabei unerheb-
lich sein. Hieraus folgt, daß die Entlastung auch vor-
genommen werden muß, wenn eine Kapitalgesell-
schaft auf eine Personengesellschaft oder auf eine 
einzelne natürliche Person umgewandelt wird. Arti-
kel 1 sieht diese Entlastung vor. 

Die erwähnte Grundsatzentscheidung über die Be-
seitigung der wirtschaftlichen Doppelbelastung aus-
geschütteter Gewinne ändert jedoch die Bedeutung 
des geltenden Umwandlungssteuergesetzes. Die 
Hauptwirkung dieses Gesetzes besteht darin, daß 
die nach den allgemeinen Vorschriften eintretende 
zweimalige Besteuerung der stillen Reserven — ein-
mal bei der Kapitalgesellschaft und ein weiteres Mal 
bei dem Übernehmer — in aller Regel erheblich ab-
geschwächt wird. Auf der Ebene der Kapitalgesell-
schaft liegt die steuerliche Erleichterung in der zeit-
lichen Verlagerung der Besteuerung der in der Ka-
pitalgesellschaft angesammelten stillen Reserven 
und bei dem Übernehmer in der Steuerfreiheit oder 
dem niedrigeren Steuersatz für die stillen Reserven 
in der untergehenden Beteiligung, den sogenannten 
Übernahmegewinn. 

Der Bedeutungswandel, den das Umwandlungs-
steuergesetz durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
erfährt, liegt in seinem Kern darin, daß die Vor-
schriften des geltenden Umwandlungssteuergeset-
zes, mit denen die wirtschaftliche Doppelbelastung 
des Gewinns der übertragenden Körperschaft nur 
gemildert wird (vgl. insbesondere § 8 Abs. 4 
UmwStG 1969), als Steuererleichterungen gewertet 
werden, weil sie Ausnahmeregelungen darstellen, 
daß dieser Ausnahmecharakter aber künftig entfällt 
und die vollständige Beseitigung der wirtschaftli-
chen Doppelbelastung beim Vermögensübergang 
durch Gesamtrechtsnachfolge nur die konsequente 
Durchführung eines allgemeinen körperschaftsteuer-
lichen Grundsatzes darstellt. Dem entspricht es, daß 
die Anwendung der Vorschriften des neuen Um-
wandlungssteuergesetzes nicht mehr von einem An-
trag abhängen soll. Nach dem geltenden Umwand-
lungssteuergesetz erfordern dessen Erleichterungen 
einen Antrag, weil in einigen Ausnahmefällen die 
nach den allgemeinen Vorschriften des Körperschaft-
steuergesetzes und des Einkommensteuergesetzes 
eintretenden steuerlichen Wirkungen günstiger sein 
können als die Regelungen des Umwandlungssteuer-
gesetzes. 

Die Regelung des Entwurfs, der von dem Fortfall 
der wirtschaftlichen Doppelbelastung des Gewinns 
der Kapitalgesellschaften sowie der Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften ausgeht, läßt jedoch 
keinen Raum mehr für die Beibehaltung der bisheri-
gen allgemeinen Vorschriften, weil diese auf dem 
Prinzip der Doppelbelastung beruhen. Der Wegfall 
der wirtschaftlichen Doppelbelastung entzieht dem 
bisher geltenden Antragsrecht des § 1 UmwStG 1969 
die Grundlage. Dementsprechend soll es künftig nur 
noch eine Regelung für die steuerlichen Folgen der 
Umwandlung oder Verschmelzung geben, die als 
zwingendes Recht ausgestaltet ist. 

Infolge des Wegfalls der wirtschaftlichen Doppel-
belastung des Gewinns der Kapitalgesellschaften be-
ruht das neue Umwandlungssteuergesetz auf einer 
geänderten Konzeption für Umwandlungs- und Ver-
schmelzungsvorgänge. Diese Konzeption ist einfach. 
Sie erfordert jedoch nach wie vor, daß zwischen dem 
Vermögensübergang auf eine Personengesellschaft 
oder auf eine natürliche Person und dem Vermö-
gensübergang auf eine andere Körperschaft unter-
schieden wird. Für die erstgenannte Fallgruppe sieht 
der Entwurf vor, daß die im Betriebsvermögen der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft enthaltenen stil-
len Reserven zwar aufgelöst, aber aufgrund einer 
Befreiungsvorschrift nicht der Körperschaftsteuer 
unterworfen werden. Dagegen sollen die stillen Re-
serven in den schwindenden Anteilen an der umge-
wandelten Kapitalgesellschaft in voller Höhe bei 
den Gesellschaftern der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder bei der übernehmenden natürlichen 
Person zum normalen Steuersatz der Einkommen- 



Drucksache 7/4803 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

steuer unterworfen werden. Die Körperschaftsteuer, 
die auf dem für Ausschüttungen verwendbaren Ei-
genkapital lastet, soll auf die Einkommensteuer-
schuld angerechnet werden. In vielen Fällen wird 
die anzurechnende Körperschaftsteuer höher sein 
als die anfallende Einkommensteuer. Ist umgekehrt 
die Einkommensteuer höher als die anzurechnende 
Körperschaftsteuer, so kann der Unterschiedsbetrag 
nach dem Entwurf gestundet werden, und zwar für 
einen Zeitraum von höchstens 10 Jahren. 

Bei der zweiten Fallgruppe, bei der das Vermögen 
einer Körperschaft durch Umwandlung oder Ver-
schmelzung auf eine andere Körperschaft übergeht, 
sollen die in dem übergehenden Vermögen ruhen-
den stillen Reserven aus diesem Anlaß nicht be-
steuert werden. Der Entwurf gestattet dementspre-
chend für den Regelfall weiterhin die Fortführung 
der Buchwerte durch die übernehmende Körper-
schaft. Die Besteuerung wird also für diese stillen 
Reserven in die Zukunft verlagert. Durch die im Ge-
setz vorgesehene Befreiung des Übernahmegewinns 
bleibt es bei einer einmaligen Erhebung von Körper-
schaftsteuer. Sobald die besteuerten Werte aus der 
übernehmenden Körperschaft heraus an deren An-
teilseigner fließen, wird die Belastung mit Körper-
schaftsteuer nach den allgemeinen Grundsätzen be-
seitigt, so daß im wirtschaftlichen Endergebnis auch 
in diesem Falle nur die Einkommensteuer der An-
teilseigner der übernehmenden Körperschaft übrig-
bleibt. 

Von dem geltenden Umwandlungssteuergesetz un-
terscheidet sich der Entwurf auch dadurch, daß nun-
mehr die Besteuerung der stillen Reserven für sämt-
liche Fälle, in denen das Vermögen einer Kapitalge-
sellschaft, Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft 
oder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitig-
keit durch Gesamtrechtsnachfolge auf einen ande-
ren übergeht, in dem Umwandlungssteuergesetz ge-
regelt werden soll. Nach dem geltenden Recht ist 
das hinsichtlich der Verschmelzung und der Ver-
mögensübertragung nicht der Fall. Für diese Vor-
gänge bestimmt § 15 KStG, inwieweit die im Be-
triebsvermögen der übertragenden Körperschaft ent-
haltenen stillen Reserven anläßlich des Vermögens-
übergangs aufzulösen und zu besteuern sind. Die 
Bestimmungen des geltenden Umwandlungssteuer-
gesetzes können nur eingreifen, soweit die über-
nehmende Kapitalgesellschaft an der übertragenden 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist. Durch die nunmehr 
vorgesehene Übernahme der Regelung des § 15 
KStG in den Entwurf des neuen Umwandlungssteu-
ergesetzes werden die bei Verschmelzungen eintre-
tenden steuerlichen Folgen übersichtlicher. 

2. Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über Kapital-
gesellschaften) 

Die geplante Anrechnung von Körperschaftsteuer 
auf die Steuerschuld der Dividendenempfänger 
zwingt auch zur Änderung des Gesetzes über Kapi-
talanlagegesellschaften (KAGG). Wer unter Zwi-
schenschaltung eines Wertpapier-Sondervermögens 
mittelbar an einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist, darf nicht schlech-

ter gestellt sein als ein unmittelbar beteiligter An-
teilseigner. Dementsprechend muß auch den Inha-
bern von Anteilen an einem Wertpapier-Sonderver-
mögen die Steuergutschrift zugestanden werden, die 
auf die Weiterausschüttung von Gewinnen unbe-
schränkt steuerpflichtiger Kapitalgesellschaften 
durch das Sondervermögen entfällt. 

Für die Gewährung der Steuergutschrift sind zwei 
Lösungen denkbar: 

— Die unmittelbare Anrechnung bei den Anteil-
scheininhabern ohne Zwischenschaltung des Son-
dervermögens 

oder 

— die Auszahlung der anrechenbaren Körperschaft-
steuer an das Sondervermögen und im Falle der 
Ausschüttung durch das Sondervermögen die 
Weiterleitung der Steuergutschrift an die An-
teilscheininhaber. 

Die erste Lösung würde dem in § 52 des Entwurfs 
des Körperschaftsteuergesetzes zum Ausdruck ge-
brachten Grundgedanken entsprechen, daß steuerbe-
freite Anteilseigner, zu denen auch das Wertpapier

-

Sondervermögen gehört, selbst keinen Anspruch auf 
das Steuerguthaben erlangen. Die Bundesregierung 
ist jedoch der Auffassung, daß diese Lösung aus den 
folgenden Erwägungen der Struktur des Wertpapier

-

Sondervermögens widersprechen und außerdem zu 
verwaltungstechnischen Schwierigkeiten führen 
würde. 

a) In den Börsenkursen der Aktien wird sich nach 
der Einführung des Anrechnungsverfahrens auch 
der Wert des Steuerguthabens mit einem be-
stimmten, allerdings zunächst nicht quantifizier-
baren Betrag niederschlagen. Dieser Betrag wird 
um so größer sein, je näher der Zeitpunkt der 
Gewinnausschüttung rückt. Dementsprechend ist 
davon auszugehen, daß der im Anschluß an eine 
Gewinnausschüttung erfolgende Dividendenab-
schlag künftig außer der Bardividende auch das 
Steuerguthaben berücksichtigt. Hat aber das 
Steuerguthaben mit einem bestimmten Betrag 
den Börsenkurs erhöht und wird andererseits im 
Fall der Gewinnausschüttung durch eine Aktien-
gesellschaft dem Wertpapier-Sondervermögen 
der Anspruch auf die Vergütung des Steuergut-
habens nicht zugebilligt, so ergeben sich hieraus 
Unzuträglichkeiten, die nicht hingenommen wer-
den können. 

Diese Unzuträglichkeiten zeigen sich sowohl bei 
der Rücknahme als auch bei der Ausgabe von 
Anteilscheinen durch das Sondervermögen. Be-
zahlt ein Wertpapier-Sondervermögen beim Kauf 
von Aktien auch das im Börsenkurs enthaltene 
Steuerguthaben und bleibt ihm dieses Steuer-
guthaben versagt, so wird das Fondsvermögen 
und damit der Wert der Anteile zu Unrecht ge-
schmälert. Das wird deutlich, wenn Anteilscheine 
nach dem Dividendenabschlag an das Sonderver-
mögen zurückgegeben werden. Der Rücknahme-
preis, der nach § 11 Abs. 2 KAGG aus dem Wert 
des Sondervermögens abgeleitet werden muß, ist 
dann um den anteiligen Geldbetrag für das Steu- 
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erguthaben verringert, ohne daß dieser Verrin-
gerung ein Ausgleich gegenübersieht. Ebenso 
wie der Rücknahmepreis richtet sich auch der 
Preis für die Ausgabe neuer Anteilscheine nach 
dem Wert des Sondervermögens (§ 21 Abs. 2 
KAGG). Daher ist auch der Ausgabepreis, den 
die Erwerber von Anteilscheinen nach dem Divi-
dendenabschlag zu entrichten haben, um den zu-
vor im Börsenkurs enthaltenen Betrag für das 
Steuerguthaben zu niedrig. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß eine 
Lösung, nach der die auf den empfangenden Di-
videnden lastende Körperschaftsteuer dem Son-
dervermögen nicht vergütet wird, mit der Be-
messung des Ausgabepreises und des Rück-
nahmepreises nach dem Börsenkurs der Aktien 
nicht vereinbar ist. 

b) Die verwaltungstechnischen Schwierigkeiten der 
erstgenannten Lösung stehen im Zusammenhang 
mit dem sogenannten Ertragsausgleich, der bei 
wachsendem und schrumpfendem Bestand der 
Anteilscheininhaber von Sondervermögen üb-
licherweise durchgeführt wird und in der Einzel-
begründung zu Artikel 2 Nr. 3 näher erläutert 
ist. Der Ertragsausgleich hat zur Folge, daß die 
vom Fonds geleistete Ausschüttung bei wach-
sendem Bestand der Anteilscheininhaber insge-
samt höher, bei schrumpfendem Bestand dagegen 
niedriger ist als die vom Fonds selbst verein-
nahmten Dividenden. Aus Gründen der Sicher-
heit des Steueraufkommens darf aber bei den 
Anteilscheininhabern insgesamt nicht mehr Kör-
perschaftsteuer angerechnet werden, als von der 
ausschüttenden Körperschaft geschuldet wird. Die 
Steuergutschrift stünde daher, falls sie den An-
teilscheininhabern unmittelbar, d. h. ohne Durch-
leitung durch den Fonds, gewährt würde, in der 
Regel nicht in einem konstanten Verhältnis zu 
dem Teil der Ausschüttung, der zur Anrechnung 
berechtigt. Im Gegensatz zu den Fällen der un-
mittelbaren Beteiligung des Anteilseigners an 
der ausschüttenden Kapitalgesellschaft, in denen 
die Steuergutschrift stets 9 /16 der Bardividende 
beträgt, müßte die Höhe der Steuergutschrift im 
Verhältnis zur Barausschüttung von Investment-
fonds jeweils individuell errechnet werden. Da-
durch entstünde ein zusätzlicher Arbeitsaufwand, 
der die Durchführung des Anrechnungsverfahrens 
für die Körperschaftsteuer erheblich erschweren 
würde. 

Um die verwaltungstechnischen Schwierigkeiten zu 
vermeiden, soll die Steuergutschrift, die auf die vom 
Sondervermögen bezogenen Dividenden entfällt, 
nach dem vorliegenden Gesetzentwurf dem Sonder-
vermögen zufließen. Diese Lösung liegt auf der glei-
chen Linie wie die Erstattung von Kapitalertrag-
steuer, die nach geltendem Recht für die vom Son-
dervermögen bezogenen Kapitalerträge durchgeführt 
wird (vgl. § 38 KAGG). Bei der Weiterausschüttung 
der von inländischen Kapitalgesellschaften bezoge-
nen Dividenden und der hierauf entfallenden Steuer-
gutschrift soll die Kapitalanlagegesellschaft Körper-
schaftsteuer in Höhe der Ausschüttungsbelastung 
von 36 vH entrichten. In die Bemessungsgrundlage 
für die Körperschaftsteuer ist auch der bei wechseln- 

der Zahl der Anteilscheininhaber von den Kapital-
anlagegesellschaften berechnete Ertragsausgleich 
einzubeziehen, soweit er auf die bezeichneten Er-
träge entfällt. Wegen der näheren Einzelheiten vgl. 
die Einzelbegründung zu Artikel 2 Nr. 3. Die An-
teilscheininhaber, die persönlich zur Anrechnung 
oder Vergütung von Körperschaftsteuer berechtigt 
sind, sollen eine entsprechende Steuergutschrift er-
halten. 

Durch die Erhebung von Körperschaftsteuer beim 
Wertpapier-Sondervermögen wird erreicht, daß die 
im Inland erwirtschafteten Körperschaftsgewinne bei 
der Weiterausschüttung durch das Sondervermögen 
in gleicher Weise mit Körperschaftsteuer belastet 
werden wie bei der Ausschüttung durch die Körper-
schaft an ihre unmittelbar beteiligten Anteilseigner. 
Auf diese Weise wird vermieden, daß nicht zur 
Steueranrechnung oder Vergütung berechtigte An-
teilscheininhaber durch Zwischenschaltung eines 
Wertpapier-Sondervermögens in den Genuß der 
Steuergutschrift gelangen. 

Wie schon nach geltendem Recht (§ 38 Abs. 1 KAGG) 
werden Dividendenerträge eines Wertpapier-Son-
dervermögens, die nicht zur Weiterausschüttung 
oder Kostendeckung verwendet werden, den ausge-
schütteten Erträgen gleichgestellt. 

3. Artikel 3 bis 10 

Die Artikel 3 bis 10 enthalten im wesentlichen re-
daktionelle Anpassungen an den Entwurf des neuen 
Körperschaftsteuergesetzes. Darüber hinaus sieht 
Artikel 4, der das Gesetz über steuerrechtliche Maß-
nahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell-
schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen 
Aktien an Arbeitnehmer betrifft, eine Einschrän-
kung der in § 6 des zitierten Gesetzes geregelten 
Pauschbesteuerung vor. Diese Pauschbesteuerung 
erfolgt, wenn das Nennkapital innerhalb von fünf 
Jahren nach der Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln herabgesetzt wird. Die vorgesehene Ein-
schränkung der Pauschbesteuerung ist eine Folge 
der geplanten Änderung des Körperschaftsteuer

-

systems. 

B. Finanzielle Auswirkungen 

Die Mehrzahl der zu ändernden Gesetze soll durch 
den Entwurf redaktionell an die neuen körperschaft-
steuerrechtlichen und einkommensteuerrechtlichen 
Vorschriften angepaßt werden. Insoweit sind Steuer-
mehr- oder Steuermindereinnahmen nicht zu erwar-
ten. 

Soweit bei einzelnen Rechtsvorschriften mit finan-
ziellen Auswirkungen zu rechnen ist, sind diese im 
wesentlichen bereits bei der Schätzung der finan-
ziellen Auswirkungen der Körperschaftsteuerreform 
berücksichtigt worden. 

Zusätzliche Aufkommensveränderungen ergeben sich 
aufgrund der Neuregelungen im Gesetz über steuer-
liche Maßnahmen bei Änderung der Unternehmens-
form (Artikel 1). Soweit dieses Gesetz den Vermö-
gensübergang von einer Kapitalgesellschaft auf eine 
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Personengesellschaft oder auf eine natürliche Person 
regelt, können je nach Lage des Falles im Vergleich 
zum geltenden Recht günstigere Rechtsfolgen für die 
Steuerpflichtigen eintreten. Inwieweit diese Rege-
lung zu Steuermindereinnahmen führen wird, läßt sich 
gegenwärtig nicht übersehen. Die finanziellen Aus-
wirkungen hängen nicht nur von der Gestaltung des 
Einzelfalles ab, sondern auch von der Zahl und der 
wirtschaftlichen Bedeutung der Umwandlungsfälle. 
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, 
daß die Beseitigung der Doppelbelastung durch die 
Körperschaftsteuerreform tendenziell dazu führen 
wird, daß die Zahl der Umwandlungen von Kapital-
gesellschaften in Personengesellschaften unbedeu-
tend sein und die Zahl der neugegründeten Kapital-
gesellschaften zunehmen wird. Bei solcher Entwick-
lung dürften sich mögliche Steuermindereinnahmen 
in engen Grenzen halten. In den Fällen der Einbrin-
gung von Betrieben in eine Kapitalgesellschaft ge-
gen Gewährung von Gesellschaftsrechten sowie in 
den Fällen des Vermögensübergangs von einer Ka-
pitalgesellschaft auf eine andere durch Umwandlung 
oder Verschmelzung bleibt die Rechtslage im Kern 
unverändert, so daß hier nicht mit Mindereinnah-
men zu rechnen ist. 

Die Durchführung des Entwurfs erfordert keinen zu-
sätzlichen Personaleinsatz. 

Auswirkungen auf Einzelpreise oder auf das Preis-
niveau ergeben sich nicht. Die Verbraucher werden 
durch die vorgesehenen Maßnahmen nicht belastet. 

C. Einzelbegründung 

ZU ARTIKEL 1 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen 
bei Änderung der Unternehmensform 
(UmwStG 1977) 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 
zu dem Zweiten bis Fünften Teil 

Zu § 1 — Anwendungsbereich der Vorschriften des 
Zweiten bis Fünften Teils 

§ 1 Abs. 1 bezeichnet die Vorgänge, deren steuer-
liche Folgen in den Vorschriften des Zweiten, Drit-
ten und Vierten Teils geregelt sind. Es handelt sich 
um die Fälle der Gesamtrechtsnachfolge, in denen 
das Vermögen einer Kapitalgesellschaft, einer berg-
rechtlichen Gewerkschaft, einer Erwerbs- oder Wirt-
schaftsgenossenschaft oder eines Versicherungsver-
eins auf Gegenseitigkeit nach den Vorschriften der 

— §§ 339 bis 360 des Aktiengesetzes; 

— §§ 93 a bis 93 s des Gesetzes betreffend die Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 

— §§ 44 a bis 44 c und § 53 a des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes und 

— des Ersten Abschnitts des Umwandlungsgesetzes 

auf einen anderen übergeht. 

Da die handelsrechtlichen Bestimmungen, auf denen 
der Vermögensübergang beruht, in der Vorschrift 
des § 1 nicht zitiert sind, hängt deren Anwendungs-
bereich von den jeweiligen handelsrechtlichen Mög-
lichkeiten ab, das Vermögen der in § 1 bezeichneten 
Körperschaften im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
zu übertragen. 

Die Beschränkung des Anwendungsbereichs des Ge-
setzes auf Fälle der Gesamtrechtsnachfolge wird da-
durch gerechtfertigt, daß der Übergang des gesam-
ten Vermögens im Wege der Einzelrechtsnachfolge 
bereits durch die Vorschriften des Körperschaft-
steuergesetzes und des Einkommensteuergesetzes 
erfaßt wird. Der Übergang führt dann entweder zum 
Erwerb einer Gegenleistung oder zur Auflösung der 
übertragenden Körperschaft. In dem erstgenannten 
Fall handelt es sich um ein Veräußerungsgeschäft, 
auf das die allgemeinen steuerlichen Vorschriften 
Anwendung finden. Wird die übertragende Körper-
schaft hingegen aufgelöst, so findet eine Abwick-
lung statt, deren Auswirkungen auf die Gewinn-
ermittlung in § 11 EKStG geregelt sind. 

Nach Absatz 2 umfaßt der Anwendungsbereich der 
§§ 2 bis 19 nur den Übergang des Vermögens von 
Körperschaften, die unbeschränkt körperschaft-
steuerpflichtig sind. Damit soll insbesondere zum 
Ausdruck gelangen, daß die steuerlichen Folgen, die 
bei einem im Inland ansässigen Übernehmer eintre-
ten, wenn das Vermögen einer ausländischen Kör-
perschaft im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf 
ihn übergeht, sich nach den allgemeinen Vorschrif-
ten des EStG richtet. Das gilt vor allem für die 
Frage der Realisierung der stillen Reserven, die im 
Wertansatz der schwindenden Beteiligung an der 
übertragenden Körperschaft enthalten sind. Ab-
satz 2 setzt voraus, daß der Übergang des Vermö-
gens einer Körperschaft mit Sitz und Geschäftslei-
tung im Ausland nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zu-
lässig ist oder in Zukunft zulässig wird. 

Zu § 2 — Steuerliche Rückwirkung 

Die Vorschrift übernimmt den Grundsatz der steuer-
lichen Rückwirkung des Vermögensübergangs auf 
den Stichtag der Bilanz, die diesem Vermögensüber-
gang zugrunde liegt. Sie soll für sämtliche in § 1 be-
zeichneten Fälle des Vermögensübergangs gelten. 
Damit schließt der Entwurf hinsichtlich der Ver-
schmelzung von Kapitalgesellschaften insofern eine 
Lücke des geltenden Rechts, als nach dem Wortlaut 
des § 15 in Verbindung mit § 3 UmwStG 1969 die 
Rückwirkung nur für den Teil des übergehenden 
Vermögens gilt, der der Beteiligung der überneh-
menden Gesellschaft am Nennkapital der übertra-
genden Gesellschaft entspricht. 

Die in Absatz 3 der Vorschrift enthaltene Einschrän-
kung, wonach bei einer Umwandlung die Rückwir-
kung nur eintritt, wenn der Stichtag der Umwand-
lungsbilanz höchstens sechs Monate vor der Eintra-
gung des Umwandlungsbeschlusses in das Handels- 
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register liegt, entspricht dem jetzigen Rechtszustand.  
Sie soll künftig auch für die Verschmelzung von Er-

werbs und Wirtschaftsgenossenschaften gelten 

Hierfür spricht, daß für diese Verschmelzungen die 
Frist zwischen dem Bilanzstichtag und der Anmel-
dung zur Eintragung in das Handelsregister nach 
den handelsrechtlichen Vorschriften ebenfalls nicht 
mehr als sechs Monate betragen soll. Für die übri-
gen Fälle der Verschmelzung ist eine entsprechende 
Einschränkung der steuerlichen Rückwirkung ent-
behrlich, weil in diesen Fällen die Verschmelzung 
nicht eingetragen werden darf, wenn die handels-
rechtlich vorgeschriebene Frist überschritten wird. 

Die weitere Ausnahme von dem Grundsatz der 
steuerlichen Rückwirkung, die hinsichtlich der Ge-
winnausschüttungen gilt (vgl. § 3 Abs. 2 UmwStG 
1969), soll künftig entfallen, weil der Übernahme-
gewinn nach dem Entwurf ungemildert der Steuer 
unterliegen soll. Diese Ausnahme war bisher wegen 
der ermäßtigten Besteuerung des Übernahmege-
winns erforderlich. 

ZWEITER TEIL  

Vermögensübergang auf eine Personen

-

gesellschaft oder auf eine natürliche 
Person 

ERSTES KAPITEL  

Auswirkungen auf den Gewinn  
der übertragenden Körperschaft  

Zu § 3 —  Wertansätze in der steuerlichen Schluß-
bilanz 

Die Vorschriften des Zweiten Teils betreffen ledig-
lich die Umwandlung der Kapitalgesellschaften nach 
den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, da nach 
den handelsrechtlichen Bestimmungen nur Kapital-
gesellschaften im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
auf eine Personengesellschaft oder auf eine natür-
liche Person umgewandelt werden  können. § 3 ent-
hält für diese Umwandlungsfälle eine Sondervor-
schrift über die steuerliche Gewinnermittlung, nach 
der die umgewandelte Kapitalgesellschaft die in 
ihrem Betriebsvermögen enthaltenen stillen Reser-
ven in ihrer letzten Steuerbilanz aufzulösen hat. Ab-
weichend von § 6 des Einkommensteuergesetzes be-
stimmt die Vorschrift zu diesem Zweck, daß die in 
der steuerlichen Schlußbilanz auszuweisenden Wirt-
schaftsgüter im Regelfall mit dem Teilwert anzu-
setzen sind. Diese Regelung steht im engsten Zu-
sammenhang mit § 4 des Entwurfs, wonach die auf-
gelösten stillen Reserven nicht der Körperschaft-
steuer unterliegen. 

Gehören übergehende Wirtschaftsgüter ausnahms-
weise nicht zum Betriebsvermögen der überneh-
menden Personengesellschaft, weil sie keine ge-
werbliche Tätigkeit ausübt, so sind diese Wirt-
schaftsgüter in der steuerlichen Schlußbilanz der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft nach Satz 2 des 
§ 3 mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Eine ver-

gleichbare Regelung enthält § 16 Abs. 3 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes, wonach Wirtschafts-
güter, die anläßlich der Aufgabe des Gewerbebe-
triebes Privatvermögen des Betriebsinhabers wer-
den, in der steuerlichen Schlußbilanz mit dem ge-
meinen Wert auszuweisen sind. Die zweite Aus-
nahme von dem Grundsatz, daß der Teilwert anzu-
setzen ist, ergibt sich aus § 3 Satz 3, der bestimmt, 
daß die Bewertung von Pensionsverpflichtungen sich 
nach § 6 a des Einkommensteuergesetzes richtet. 

Zu § 4 —  Befreiung des Übertragungsgewinns von 
der Körperschaftsteuer 

Nach der Vorschrift des § 4 soll der sogenannte 
„Übertragungsgewinn" nicht der Körperschaftsteuer 
unterliegen. Wie sich aus der Legaldefinition des 
§ 4 ergibt, ist Übertragungsgewinn „der infolge des 
Vermögensübergangs sich ergebende Teil des Ge-
winns der übertragenden Körperschaft". Der Über-
tragungsgewinn ist danach nicht mit den in der 
steuerlichen Schlußbilanz aufzulösenden stillen Re-
serven identisch, denn er wird durch die abzugs-
fähigen Aufwendungen gemindert, die im wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit dem Vermögensübergang 
stehen. Hierzu gehört auch die auf diesen Gewinn-
teil entfallende Steuer vom Gewerbeertrag. 

Die Freistellung des Übertragungsgewinns von der 
Körperschaftsteuer erfolgt aus Vereinfachungsgrün-
den. Ohne die Befreiung müßte die auf den Über-
tragungsgewinn entfallende Körperschaftsteuer fest-
gesetzt und erhoben werden. Sie wäre dann auf die 
Einkommensteuer der Gesellschafter anzurechnen 
und würde bei diesen in vielen Fällen Erstattungen 
auslösen. 

ZWEITES KAPITEL  

Einkünfte der Gesellschafter  
der übernehmenden Personengesellschaft  

oder der übernehmenden natürlichen Person  

ERSTER ABSCHNITT  

Vermögensübergang 
auf eine Personengesellschaft 

Zu § 5 —  Auswirkungen auf den Gewinn der über-
nehmenden Personengesellschaft  

§ 5 enthält die grundlegenden Vorschriften über die  
Auswirkungen des Vermögensübergangs auf die  
steuerliche Gewinnermittlung der übernehmenden  
Personengesellschaft. Sie werden durch Sonderrege-
lungen ergänzt, die in den §§ 6 und 8 enthalten sind.  

Absatz 1 Satz 1 enthält wie § 5 Abs. 1 UmwStG 1969  
die Verknüpfung zwischen den in der steuerlichen  
Schlußbilanz der übertragenden Körperschaft ausge-
wiesenen Werten und den Werten, mit denen die  
übernehmende Personengesellschaft das auf sie  
übergegangene Vermögen zu übernehmen hat.  

Der Regelung des § 3 entsprechend, bedeutet die  
Wertverknüpfung, daß die übergegangenen Wirt-
schaftsgüter grundsätzlich mit den Teilwerten zu  
übernehmen sind. Der infolge der Vermögensüber- 
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nahme entstehende Gewinn (Übernahmegewinn) er-
gibt sich deshalb bei der übernehmenden Personen-
gesellschaft im Gegensatz zum geltenden Recht in-
nerhalb ihres Betriebsvermögensvergleichs. Die Kor-
rektur des Steuerbilanzgewinns, die § 5 Abs. 2 
UmwStG 1969 vorsieht, und die Ermittlung des 
Übernahmegewinns außerhalb der Steuerbilanz nach 
§ 8 Abs. 2 UmwStG 1969 sind deshalb künftig nicht 
mehr erforderlich. 

Absatz 1 Sätze 2 und 3 übernehmen die Regelung 
des § 8 Abs. 3 Satz 3 UmwStG 1969. Sie betreffen 
eine übergehende Vermögensabgabeschuld. Diese 
soll wie nach dem geltenden Recht auch in den Fäl-
len passiviert werden, in denen die übertragende 
Körperschaft von der Passivierungsmöglichkeit nach 
§ 218 LAG nicht Gebrauch gemacht hat. 

Als zwingende Folgerung aus der Übernahme mit 
dem Teilwert bestimmt Absatz 2, daß die überge-
gangenen Wirtschaftsgüter als mit diesem Wert an-
geschafft gelten. Die gleiche Fiktion enthält § 7 
Abs. 2 des UmwStG 1969 für einzelne Wirtschafts-
güter, die mit dem Teilwert zu übernehmen sind. Ab-
satz 2 sieht ferner vor, daß der Zeitraum der Zuge-
hörigkeit eines übergegangenen Wirtschaftsguts 
zum Betriebsvermögen der umgewandelten Kapital-
gesellschaft ebenso wie nach dem geltenden Recht 
auch künftig der übernehmenden Personengesell-
schaft angerechnet werden soll. 

Absatz 3 enthält die dem Anrechnungsverfahren 
immanente Regelung, daß die anzurechnende Kör-
perschaftsteuer zu den Einkünften des Anrechnungs-
berechtigten gehört. 

Absatz 4 ist die Nachfolgevorschrift für § 8 Abs. 5 
UmwStG 1969. Übersteigt der Buchwert der Anteile 
den Wert des übernommenen Vermögens, so ist die-
ses negative Ergebnis (Übernahmeverlust) nach § 8 
Abs. 5 nicht zum Abzug zugelassen, weil ein Schein-
verlust vorliegt. Absatz 4 übernimmt diese Regelung 
mit der für das Anrechnungsverfahren notwendigen 
Korrektur des nicht abziehbaren Übernahmeverlu-
stes um die anzurechnende Körperschaftsteuer. Diese 
muß bei der Ermittlung des Übernahmegewinns oder 
des Übernahmeverlustes berücksichtigt werden, weil 
sie einen Ertrag der schwindenden Anteile an der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft darstellt. 

In die Begriffsbestimmung für den Übernahmege-
winn oder Übernahmeverlust, die Absatz 5 enthält, 
ist die anzurechnende Körperschaftsteuer im Hin-
blick auf eine einheitliche Definition nicht einbezo-
gen worden. Auch wenn das Vermögen nicht auf 
eine Personengesellschaft, sondern auf eine andere 
Körperschaft übergeht, werden die Begriffe „Über-
nahmegewinn" und „Übernahmeverlust" benötigt 
(vgl. § 15 Abs. 2 des Entwurfs). In diesen Fällen ist 
aber Körperschaftsteuer nicht anzurechnen. Inhalt-
lich deckt sich die Definition mit der in § 8 Abs. 2 
UmwStG 1969 enthaltenen Begriffsbestimmung. 

Zu § 6 — Auswirkungen auf den Gewinn der über-
nehmenden Personengesellschaft in Son-
derfällen 

§ 6 des Entwurfs enthält die gleiche Regelung wie 
§ 9 UmwStG 1969. Wie bisher sollen die stillen Re-

serven, die in den untergehenden Anteilen an der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft enthalten sind, 
für sämtliche Anteile einheitlich bei der Personen-
gesellschaft ermittelt werden. Für Anteile, die im 
steuerlichen Übertragungszeitpunkt nicht Betriebs-
vermögen der übernehmenden Personengesellschaft 
waren, wird dementsprechend fingiert, daß sie am 
steuerlichen Übertragungsstichtag Betriebsvermögen 
der Personengesellschaft geworden sind. 

Absatz 1 des § 6 fingiert wie das geltende Recht, dali 
die Personengesellschaft diejenigen Anteile am 
steuerlichen Übertragungsstichtag erworben hat, die 
sie nach diesem Stichtag angeschafft hat oder die 
einem Gesellschafter gehört haben, der von der Per-
sonengesellschaft abgefunden worden ist. 

Während das geltende UmwStG für alle anderen 
Fälle, in denen Anteile am steuerlichen Übertra-
gungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen der über-
nehmenden Personengesellschaft gehört haben, die 
Fiktion enthält, daß sie in das Betriebsvermögen 
„eingelegt" worden sind, wird in § 6 Abs. 2 und 3 
des Entwurfs innerhalb dieser Fälle weiter unter-
schieden. Nach Absatz 2 gelten die Anteile, die an 
dem steuerlichen Übertragungsstichtag Betriebsver-
mögen des Gesellschafters der übernehmenden Per-
sonengesellschaft waren, als in das Betriebsvermö-
gen der Personengesellschaft „überführt". Aufgrund 
der Rechtsprechung des BFH erfolgt die Überführung 
zum Buchwert. Obwohl § 9 Abs. 2 UmwStG 1969 be-
reits in dieser Weise ausgelegt wird, ist eine ent-
sprechende Klarstellung im Gesetz zweckmäßig. 
Nach Absatz 3 des § 6 gelten infolgedessen nur noch 
diejenigen Anteile als in das Betriebsvermögen der 
Personengesellschaft „eingelegt", die am Stichtag 
zum Privatvermögen eines Gesellschafters der Per-
sonengesellschaft gehört haben. 

Zu § 7 — Stundung der auf den Übernahmegewinn 
entfallenden Steuern vom Einkommen 

Durch die Vorschrift des § 7 soll erreicht werden, 
daß die Liquidität der übernehmenden Personenge-
sellschaft durch die Besteuerung des Übernahmege-
winns nicht zu stark beeinträchtigt wird. Zwar wird 
die anzurechnende Körperschaftsteuer nicht selten 
höher sein als die auf den Übernahmegewinn entfal-
lende Steuer vom Einkommen. Es kann jedoch auch 
umgekehrt sein. Für die letztgenannten Fälle ent-
hält § 7 eine Ermessensvorschrift, die es ermöglicht, 
den Unterschiedsbetrag zwischen der auf den Über-
nahmegewinn entfallenden Steuer vom Einkommen 
und der anzurechnenden Körperschaftsteuer für 
einen Zeitraum von höchstens zehn Jahren zu 
stunden. 

Die Stundung soll vom Ermessen der Finanzbehör-
den abhängen, weil die Zahlung der auf den Über-
nahmegewinn entfallenden Steuer die Gesellschafter 
der übernehmenden Personengesellschaft möglicher-
weise überhaupt nicht oder nur unwesentlich be-
lastet. Infolge der Übernahme der Wirtschaftsgüter 
mit den Teilwerten und der daran anknüpfenden 
Anschaffungsfiktion des § 5 Abs. 2 des Entwurfs 
können sich die Gewinne der Personengesellschaft 
schon in den ersten Jahren nach dem Vermögens- 
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übergang durch entsprechend hohe Abschreibungen 
fühlbar verringern. Beispielsweise können die über-
gegangenen Wirtschaftsgüter zu einem erheblichen 
Teil aus geringwertigen Wirtschaftsgütern bestehen, 
die sofort im Jahr des Übergangs in voller Höhe den 
Gewinn der Personengesellschaft mindern. Es ist 
daher sinnvoll, eine flexible Regelung zu schaffen, 
mit der den unterschiedlichen Gegebenheiten Rech-
nung getragen werden kann. In Anbetracht der oft-
mals langen Stundungszeit kann nur in Ausnahme-
fällen, die Satz 2 der Vorschrift bezeichnet, auf eine 
Sicherheitsleistung verzichtet werden. 

Zu § 8 — Gewinnerhöhung durch Vereinigung von 
Forderungen und Verbindlichkeiten 

Auch nach der geänderten Konzeption des Entwurfs 
bleibt das Problem der Gewinnrealisierung bei der 
Personengesellschaft aufgrund der Vereinigung von 
Forderungen und Verbindlichkeiten bestehen. § 8 
deckt sich — abgesehen von redaktionellen Ände-
rungen — wörtlich mit den Vorschriften des § 6 
UmwStG 1969. Redaktionelle Änderungen waren 
insbesondere notwendig, weil § 7 d des Einkommen-
steuergesetzes (EStG), der nur bis zum 31. Dezember 
1954 anzuwenden war, durch das Einkommensteuer-
reformgesetz vom 5. August 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1769) einen neuen Inhalt erhalten hat. 

Zu § 9 — Ermittlung der Einkünfte nicht wesent-
lich beteiligter Anteilseigner 

Die Vorschriften des § 9 sind neu. Sie stehen in 
engem Zusammenhang mit dem körperschaftsteuer-
lichen Anrechnungsverfahren und mit § 6 Abs. 3 des 
Entwurfs. Nach der letztgenannten Bestimmung sind 
Anteile, die ein Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft besitzt, mit dem Teilwert anzu-
setzen, wenn die Anteile sich im Privatvermögen 
des Gesellschafters befinden und dieser nicht we-
sentlich im Sinne des § 17 EStG beteiligt ist. Die Fik-
tion der Einlage mit dem Teilwert bewirkt. daß ein 
Übernahmegewinn nicht entstehen kann. 

Um die Anrechnung von Körperschaftsteuer auch in 
diesem Fall zu rechtfertigen, müssen dem Gesell-
schafter der übernehmenden Personengesellschaft 
das auf seine Anteile entfallende verwendbare 
Eigenkapital und die anrechenbare Körperschaft-
steuer als Einkünfte aus Kapitalvermögen zugerech-
net werden. Es handelt sich um die gleiche Regelung, 
die § 20 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 EEStG für die Fälle der 
Liquidation einer Kapitalgesellschaft enthält. Sie be-
wirkt in Verbindung mit der Anrechnung der antei-
ligen Körperschaftsteuer der umgewandelten Kapi-
talgesellschaft, daß diese Steuer durch die Einkom-
mensteuer des nicht wesentlich beteiligten Gesell-
schafters ersetzt wird. 

Zu § 10 — Vermögensübergang auf eine Personen-
gesellschaft ohne Betriebsvermögen 

Durch die Vorschrift des § 10 werden die steuer-
lichen Rechtsfolgen von Umwandlungsvorgängen, 
bei denen das übergehende Vermögen der umge-

wandelten Kapitalgesellschaft nicht Betriebsver-
mögen der übernehmenden Personengesellschaft 
wird, im Gegensatz zu dem geltenden UmwStG aus-
drücklich geregelt. Es handelt sich dabei um die Um-
wandlung von Kapitalgesellschaften, deren Tätigkeit 
sich in der Vermögensverwaltung erschöpft, auf eine 
Personengesellschaft, die ebenfalls keinen Gewerbe-
betrieb unterhält. Die Regelung des geltenden 
UmwStG ist darauf zugeschnitten, daß das über-
gehende Vermögen der Kapitalgesellschaft Betriebs-
vermögen der Personengesellschaft wird. Ein Teil 
der Vorschriften des geltenden UmwStG paßt daher 
nicht für die in § 10 des Entwurfs bezeichneten Fälle. 
Insoweit soll die neue Vorschrift mögliche Zweifel 
ausschalten. 

Eine Änderung gegenüber dem geltenden Recht ent-
hält Absatz 1 Satz 1. Haben Anteile an dem steuer-
lichen Übertragungsstichtag nicht zum Betriebsver-
mögen der übernehmenden Personengesellschaft ge-
hört, so sind sie nach § 9 Abs. 2 des geltenden 
UmwStG als in das Betriebsvermögen eingelegt zu 
betrachten. Für die in § 10 des Entwurfs bezeich-
neten Umwandlungsvorgänge bedeutet dies, daß die 
Einlage in einen nicht existierenden Betrieb fingiert 
werden muß. In diesen Fällen sollen nunmehr die 
infolge des Vermögensübergangs entstehenden Ein-
künfte aus den untergehenden Anteilen an der um-
gewandelten Kapitalgesellschaft nicht mehr einheit-
lich bei der Personengesellschaft, sondern einzeln 
bei deren Gesellschaftern ermittelt werden. Das er-
scheint als unbedenklich, weil die übernehmende 
Personengesellschaft in den relativ seltenen Fällen 
des § 10 in aller Regel nur wenige Gesellschafter 
haben wird. Welche Bestimmungen des Entwurfs für 
die Ermittlung der Einkünfte der Gesellschafter der 
Personengesellschaft gelten, bestimmt Absatz 1 
Satz 2. 

Absatz 2 sieht insbesondere vor, daß einem Gesell-
schafter der übernehmenden Personengesellschaft, 
der wesentlich an der umgewandelten Kapitalgesell-
schaft beteiligt war (§ 17 EStG), weder der in § 17 
Absatz 3 EStG vorgesehene Freibetrag noch der er-
mäßigte Steuersatz des § 34 EStG gewährt wird. 
Ferner soll die Vorschrift des § 22 Ziff. 2 EStG nicht 
anwendbar sein. Die Erhöhung eines Veräußerungs-
gewinns im Sinne des § 17 Abs. 4 EStG um die an-
zurechnende Körperschaftsteuer entspricht den all-
gemeinen Grundsätzen des Anrechnungsverfahrens. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Vermögensübergang auf eine natürliche Person 

Zu § 11 — Sinngemäße Anwendung von Vorschrif-
ten des Ersten Abschnitts 

Für den Vermögensübergang auf eine natürliche 
Person bestimmt § 11 in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht, daß die Vorschriften sinngemäß an-
zuwenden sind, die für den Vermögensübergang auf 
eine Personengesellschaft gelten. Abweichend vom 
UmwStG 1969 sieht § 11 des Entwurfs jedoch nicht 
generell die sinngemäße Anwendung der für die Um-
wandlung auf eine Personengesellschaft geltenden 
steuerlichen Vorschriften vor; die sinngemäß anzu- 
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wendenden Vorschriften sind vielmehr einzeln be-
zeichnet. 

Dem Aufbau des Ersten Abschnitts folgend, wird 
auch in § 11 zwischen dem Übergang des Vermö-
gens in das Betriebsvermögen (Absatz 1) und dem 
Übergang in das Privatvermögen (Absatz 2) unter-
schieden. 

Der Übergang des Vermögens der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft in das Privatvermögen einer na-
türlichen Person soll nach Absatz 2 u. a. die sinnge-
mäße Anwendung der Vorschriften des § 5 Abs. 3, 
§ 8 Abs. 1 bis 5 und § 10 Abs. 2 zur Folge haben. Sie 
kommt nur in Betracht, wenn infolge der Umwand-
lung die in diesen Vorschriften bezeichneten Ein-
künfte entstanden sind. 

DRITTES KAPITEL 

Anrechnung von Körperschaftsteuer 

Zu § 12 — Körperschaftsteueranrechnung 

Die Vorschrift bestimmt, daß die auf dem verwend-
baren Eigenkapital der übertragenden Körperschaft 
lastende Körperschaftsteuer bei den Gesellschaftern 
der übernehmenden Personengesellschaft oder bei 
der übernehmenden natürlichen Person angerechnet 
wird. Da in den Fällen des Vermögensübergangs im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge die Höhe der an-
rechenbaren Körperschaftsteuer den anrechnungsbe-
rechtigten Steuerpflichtigen und dem zuständigen 
Finanzamt bekannt ist, kann auf die Herstellung der 
Körperschaftsteuerbelastung, die § 30 des Entwurfs 
des Körperschaftsteuergesetzes (EKStG) für Gewinn-
ausschüttungen vorsieht, verzichtet werden. 

Zu § 13 — Ausschluß der Anrechnung; Steuer-
pflicht für den Übertragungsgewinn 

§ 13 entspricht dem Grundsatz, daß die Anrechnung 
von Körperschaftsteuer nur erfolgen darf, wenn 
ohne diese Anrechnung die wirtschaftliche Doppel-
belastung des an die Anteilseigner geflossenen Ge-
winns der Kapitalgesellschaft entstehen würde. 
Voraussetzung der Anrechnung ist daher, daß der 
Kapitalertrag, der infolge der Leistung der Körper-
schaft entsteht, bei den Anteilseignern der Kapital-
gesellschaft besteuert werden kann. Dementspre-
chend schließt § 52 EKStG die Anrechnung für die 
Fälle aus, in denen Ausschüttungen oder sonstige 
Leistungen der Kapitalgesellschaft bei den Anteils-
eignern nicht zu besteuern sind. Aus den gleichen 
Erwägungen muß die Anrechnung unterbleiben, 
wenn das Vermögen einer Kapitalgesellschaft durch 
Umwandlung auf eine Personengesellschaft oder auf 
eine natürliche Person übergeht und der Übernah-
megewinn nicht besteuert werden kann. 

Da nach § 4 des Entwurfs die stillen Reserven in 
den Buchwerten der übertragenden Körperschaft 
von der Besteuerung mit Körperschaftsteuer ausge-
nommen sind, bedarf es der Sondervorschrift des 
Absatzes 2. Sie stellt in den Fällen der Steuerfrei

-

heit des Übernahmegewinns sicher, daß die stillen 
Reserven der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
der Körperschaftsteuer unterworfen werden. 

DRITTER TEIL 

Vermögensübergang 
auf eine andere Körperschaft 

Zu § 14 — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 

Durch § 14 wird die Regelung des § 15 KStG in den 
Entwurf übernommen. Die dadurch bedingte Neufas-
sung der Vorschrift soll den Anwendungsbereich 
dieser Regelung überschaubarer gestalten. Insbeson-
dere läßt sich nunmehr durch den Zusammenhang 
zwischen § 14 und § 1 des Entwurfs aus dem Wort-
laut ableiten, daß die Rechtsfolgen des § 14 außer 
beim Übergang des Vermögens einer Kapitalgesell-
schaft auch eintreten, wenn das Vermögen einer 
Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft oder eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit durch Ge-
samtrechtsnachfolge übergeht. § 15 KStG bezieht 
sich dagegen seinem Wortlaut nach nur auf den 
Übergang des Vermögens einer Kapitalgesellschaft. 
Allerdings ist § 15 Abs. 2 KStG nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs über seinen Wortlaut 
hinaus auch auf andere Fälle der Vermögensübertra-
gung analog anzuwenden (Urteile vom 25. Mai 1962, 
BStBl 1962 III S. 351 und 354). Eine Änderung der 
Rechtslage tritt daher durch die geänderte Fassung 
der Vorschrift nicht ein. 

Der Anwendungsbereich der Regelung ändert sich 
jedoch insofern, als § 15 KStG für jeden Vermögens-
übergang „auf einen anderen" gilt. Aus der Über-
schrift zu § 14 des Entwurfs geht nunmehr hervor, 
daß diese Vorschrift nur für Fälle gelten soll, in de-
nen das Vermögen einer der in § 1 bezeichneten 
Körperschaften auf eine andere Körperschaft über-
geht. Handelt es sich um den Übergang auf eine 
Personengesellschaft oder auf eine natürliche Per-
son, so sind stets die Bestimmungen des Zweiten 
Teils des Entwurfs anzuwenden. 

Eine weitere Änderung, die darin besteht, daß die in 
§ 15 Absatz 1 enthaltenen Worte „mit oder ohne 
Liquidation" in den § 14 Abs. 1 des Entwurfs nicht 
übernommen worden sind, hat nur klarstellende Be-
deutung. Sie ist darauf zurückzuführen, daß nach 
den geltenden handelsrechtlichen Bestimmungen 
der Vermögensübergang durch Gesamtrechtsnach-
folge mit anschließender Liquidation der übertragen-
den Kapitalgesellschaft nicht möglich ist. Die im 
Jahre 1934 geschaffene Vorschrift des § 15 Abs. 1 
KStG knüpfte dagegen an die damals noch gelten-
den §§ 303 ff HGB an, wonach die Übertragung des 
Gesellschaftsvermögens im ganzen grundsätzlich die 
Liquidation zur Folge hatte, unter bestimmten Vor-
aussetzungen aber auch ohne Liquidation möglich 
war. 

Ausgehend von den geltenden handelsrechtlichen 
Bestimmungen, nimmt die Vorschrift des § 14 Abs. 1 
des Entwurfs im Gegensatz zu § 15 KStG nicht mehr 
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auf die steuerlichen Bestimmungen über die Liqui-
dation (§ 11 EKStG) Bezug. Statt dessen wird der 
Wert bestimmt, mit dem die Wirtschaftsgüter in der 
steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Kör-
perschaft anzusetzen sind. Eine Änderung der 
Rechtslage soll dadurch nicht eintreten. Wie bisher 
sind die übergegangenen Wirtschaftsgüter im Regel-
fall insgesamt mit dem Wert der Gegenleistung an-
zusetzen. 

Eine Lücke des geltenden Rechts schließt § 14 Abs. 1 
dadurch, daß im Gesetzeswortlaut klargestellt wer-
den soll, welcher Wert maßgebend ist, wenn eine 
Gegenleistung für die Übertragung des Vermögens 
nicht gewährt wird. Es geht hierbei um den Ver-
mögensübergang durch die Umwandlung von Ka-
pitalgesellschaften. Sie ist ein Vorgang ohne Gegen-
leistung. Bisher ergab sich lediglich aus der Recht-
sprechung des RFH (Urteil vom 27. Februar 1940, 
RStBl 1940 S. 527) und des BFH (Urteil vom 29. Mai 
1956, BStBl 1956 III S. 226), daß in solchen Fällen 
regelmäßig der Teilwert der übergegangenen Wirt-
schaftsgüter maßgebend ist. Diese Rechtsfolge er-
gibt sich nunmehr aus der Verweisung des § 14 auf 
§ 3. 

Das in § 14 Abs. 2 zum Ausdruck gebrachte An-
tragsrecht soll gewährleisten, daß die übertragende 
Körperschaft auch künftig zwischen der sofortigen 
Realisierung der in den übergehenden Wirtschafts-
gütern enthaltenen stillen Reserven in ihrer steuer-
lichen Schlußbilanz und der Beibehaltung der Buch-
werte wählen kann. Für Umwandlungsfälle ergibt 
sich diese Wahlmöglichkeit aus dem Antragsrecht 
des § 1 UmwStG 1969 und für Verschmelzungen aus 
§ 15 Abs. 2 KStG. Nach der letztgenannten Vor-
schrift darf die Auflösung der in den übergehenden 
Wirtschaftsgütern ruhenden stillen Reserven nur 
unterbleiben, soweit deren spätere Besteuerung bei 
der Übernehmerin „sichergestellt" ist. Die Sicher-
stellung hängt aber davon ab, ob die Übernehmerin 
die auf sie übergegangenen Wirtschaftsgüter mit 
den Buchwerten oder mit höheren Werten über-
nimmt; nach allgemeiner Ansicht hat sie in diesem 
Rahmen Entscheidungsspielraum. 

Die Bedeutung des Absatzes 2 liegt ferner darin, 
daß in dieser Vorschrift die Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs verankert wird, nach der die in 
den übergangenen Wirtschaftsgütern enthaltenen 
stillen Reserven über den Wortlaut des § 15 Abs. 2 
KStG hinaus auch nicht realisiert werden, soweit die 
übernehmende Körperschaft Anteilseigner der über-
tragenden Körperschaft ist (Urteile vom 14. Mai 
1969, BStBl 1969 II S. 598, und vom 13. Oktober 1971, 
BStBl 1972 II S. 97). 

Zu § 15 — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Körperschaft 

Wie der Gewinn der übernehmenden Körperschaft 
zu ermitteln ist, ergibt sich aus § 15 des Entwurfs. 
Aus Absatz 1 geht hervor, daß die Verknüpfung 
zwischen den in der steuerlichen Schlußbilanz der 
übertragenden Körperschaft ausgewiesenen Werten 
und den Werten, mit denen die übergegangenen 
Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, außer beim 

Übergang auf eine Personengesellschaft oder auf 
eine natürliche Person auch gilt, wenn eine Körper-
schaft Übernehmerin ist. Die Wertverknüpfung wird 
jedoch in den Fällen des Absatzes 1 anders als beim 
Übergang auf ein Personenunternehmen regelmäßig 
bedeuten, daß die Übernahme nicht mit den Teil-
werten, sondern mit den Buchwerten erfolgt, da die 
Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 im allgemeinen 
erfüllt sein werden. 

Durch die Regelung des Absatzes 2 wird vermie-
den, daß neben die Besteuerung des Gewinns der 
übertragenden Körperschaft die Besteuerung der in 
den untergehenden Anteilen an dieser Körperschaft 
ruhenden stillen Reserven tritt. Damit wird die 
Regelung des § 12 Abs. 2 UmwStG 1969, nach der 
der Übernahmegewinn steuerfrei bleibt, wenn die 
Voraussetzungen des Schachtelprivilegs erfüllt sind, 
erweitert und eine Mehrfachbelastung mit Körper-
schaftsteuer generell ausgeschaltet. Die Vorschrift 
des Absatzes 2 steht in engem Zusammenhang mit 
§ 41 EKStG, wonach die Teilbeträge des für Aus-
schüttungen verwendbaren Eigenkapitals der über-
tragenden und der übernehmenden Körperschaft zu-
sammenzurechnen sind. Dadurch wird bewirkt, daß 
die Körperschaftsteuer, die auf den nicht ausge-
schütteten Gewinn der übertragenden Körperschaft 
lastet, für die Anteilseigner der übernehmenden 
Körperschaft anrechenbar bleibt. 

Die stillen Reserven in den Anteilen an der über-
tragenden Körperschaft sollen allerdings nach den 
Sätzen 2 bis 4 des Absatzes 2 besteuert werden, 
soweit die tatsächlichen Anschaffungskosten den 
Buchwert der Anteile übersteigen. Die Ursache 
dafür, daß die tatsächlichen Anschaffungskosten hö-
her sind als der Buchwert der Anteile, kann in 
einer Abschreibung auf den niedrigeren Teilwert 
oder in der Übertragung eines Veräußerungs-
gewinns im Sinne des § 6 b Abs. 1 EStG liegen. Für 
derartige Fälle ist durch § 8 Abs. 4 und § 12 Abs. 2 
UmwStG 1969 eine Begünstigung des Übernahme-
gewinns ausgeschlossen worden. Dem entspricht die 
nach Absatz 2 vorzunehmende Hinzurechnung, 
durch die sich der Gewinn der übernehmenden 
Körperschaft erhöht. 

In der Konstruktion unterscheidet sich diese Hinzu-
rechnungsvorschrift von der Regelung der § 8 
Abs. 4 und § 12 Abs. 2 UmwStG 1969. Letztere 
knüpfen unmittelbar an den Begriff „Übernahme-
gewinn" an. Eine entsprechende Fassung des § 15 
Abs. 2 des Entwurfs ist jedoch nicht möglich, weil 
§ 5 Abs. 5 des Entwurfs den „Übernahmegewinn" 
als Unterschied zwischen dem Wert des übergegan-
genen Vermögens und dem Buchwert der Anteile 
definiert. Bei der Ermittlung des Übernahmegewinns 
einer Körperschaft ist dementsprechend auf Grund 
des § 14 Abs. 2 des Entwurfs dem Buchwert der 
Anteile regelmäßig nicht die Summe der Teilwerte 
des übergegangenen Vermögens gegenüberzustel-
len, sondern die Summe der Buchwerte. Die Hinzu-
rechnung darf deshalb nach Absatz 2 Satz 3 höch-
stens bis zu dem Betrag erfolgen, der dem Unter-
schied zwischen der Summe der Teilwerte des 
übergegangenen Vermögens und dem Buchwert der 
Anteile entspricht. 
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Da die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 des Ent-
wurfs im Regelfall vorliegen werden, erlangt der 
Grundsatz der Gesamtrechtsnachfolge nach Ab-
satz 3 des § 15 hinsichtlich der Absetzungen für 
Abnutzung sowie der erhöhten Absetzungen und 
ähnlicher Erleichterungen stärkeres Gewicht als bei 
der Übernahme des Vermögens durch eine Per-
sonengesellschaft oder durch eine natürliche Person. 

Absatz 4 enthält die Anschaffungsfiktion für den 
Ausnahmefall, in dem die Voraussetzungen des 
§ 14 Abs. 2 des Entwurfs nicht vorliegen, die stillen 
Reserven in der Schlußbilanz der übertragenden 
Körperschaft also aufgelöst werden müssen. 

Nach Absatz 5 soll die Dauer der Zugehörigkeit 
eines Wirtschaftsguts zu dem Betriebsvermögen der 
übertragenden Körperschaft der Übernehmerin auch 
angerechnet werden, wenn diese ebenfalls eine 
Körperschaft ist. Ferner soll eine übernehmende 
Körperschaft berechtigt sein, den Gewinn aus der 
Vereinigung von Forderungen und Verbindlichkei-
ten einer den steuerlichen Gewinn mindernden Rück-
lage zuzuführen, soweit sie an der übertragenden 
Kapitalgesellschaft beteiligt war. 

Zu § 16 — Besteuerung der Gesellschafter der 
übertragenden Körperschaft 

§ 16 übernimmt in den Absätzen 1 und 2 wörtlich 
die Vorschriften des § 16 UmwStG 1969. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 ist neu, hat jedoch 
im wesentlichen nur klarstellende Bedeutung. Sie 
betrifft Minderheitsgesellschafter einer umgewan-
delten Kapitalgesellschaft, deren Hauptgesellschaf-
ter ebenfalls eine Kapitalgesellschaft ist. Findet 
diese den Minderheitsgesellschafter durch Gewäh-
rung eigener Anteile ab, so soll nach Absatz 3 wie 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 eine Gewinn-
realisierung bei den Minderheitsgesellschaftern un-
terbleiben. Falls die Anteile an der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft zum Betriebsvermögen des Min-
derheitsgesellschafters gehört haben, ergibt sich 
diese Rechtsfolge nach dem geltenden Recht aus dem 
Tauschgutachten des BFH vom 16. 12. 1958 (BStBl 
1959 III S. 30). 

Die in Absatz 3 enthaltene Verweisung auf Ab-
satz 2 betrifft Minderheitsgesellschafter, deren An-
teile an der umgewandelten Kapitalgesellschaft nicht 
zu einem Betriebsvermögen gehört haben, bei denen 
jedoch die Voraussetzungen des § 17 EStG erfüllt 
sind. Diese Fälle werden nur selten vorkommen, da 
die Umwandlung auf den Hauptgesellschafter erfor-
dert, daß dieser im Zeitpunkt des Umwandlungsbe-
schlusses mehr als 90 v. H. der Anteile besitzt (§ 15 
UmwG). Die Voraussetzungen des § 17 EStG kön-
nen daher bei dem Minderheitsgesellschafter nur 
erfüllt sein, wenn er irgendwann innerhalb der letz-
ten fünf Jahre zu mehr als 25 v. H. an der umge-
wandelten Kapitalgesellschaft beteiligt war, dann 
aber die Beteiligung teilweise veräußert hat. Unge-
achtet des geringen Anwendungsbereichs spricht 
jedoch die gleichgelagerte Problematik für die 
Gleichstellung dieser Fälle mit den Fällen des Ab-
satzes 2. 

VIERTER TEIL 

Barabfindung 
an Minderheitsgesellschafter 

Zu § 17 — Anwendung des § 6 b des Einkommen-
steuergesetzes 

Die Vorschrift übernimmt mit geringfügigen redak-
tionellen Änderungen die Regelung des § 13 
UmwSt 1969, nach der den ausscheidenden Minder-
heitsgesellschaftern der übertragenden Körperschaft 
die Erleichterungen des § 6 b EStG auch in den Fäl-
len gewährt werden, in denen einzelne Vorausset-
zungen dieser Vorschrift nicht vorliegen. 

FÜNFTER TEIL 

Gewerbesteuer 

Zu § 18 — Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine Personengesellschaft oder auf 
eine natürliche Person 

In der Vorschrift des § 18 sind die gewerbesteuer-
lichen Auswirkungen des Vermögensübergangs auf 
eine Personengesellschaft oder auf eine natürliche 
Person geregelt. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Vorschriften über die 
Ermittlung des Gewinns der übertragenden Körper-
schaft, des Gewinns der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder eines ihrer Gesellschafter oder 
der übernehmenden natürlichen Person für die Er-
mittlung des Gewerbeertrags dieser Steuerpflichti-
gen sinngemäß gelten. Von diesem Grundsatz ent-
hält Absatz 1 insofern eine wichtige Ausnahme, als 
§ 4 des Entwurfs, der die Freistellung des Übertra-
gungsgewinns von der Körperschaftsteuer anordnet, 
in der Aufzählung der sinngemäß anzuwendenden 
Gewinnermittlungsvorschriften fehlt und deshalb 
für die Gewerbesteuer nicht gilt. Die doppelte Be-
lastung des Gewinns mit Gewerbesteuer bleibt so-
mit wie nach dem geltenden Recht bestehen. 

Eine weitere Ausnahme, die ebenfalls dem gelten-
den Recht entspricht, enthält Absatz 2. Sie betrifft 
den Übernahmegewinn, der nicht der Gewerbe-
steuer unterliegen soll, soweit er im Falle der we-
sentlichen Beteiligung infolge der Einlagefiktion des 
§ 6 Abs. 3 des Entwurfs entstanden ist. Absatz 2 
Satz 2 bestimmt wie das geltende Recht (§ 11 Abs. 3 
UmwStG 1969), daß der Übernahmegewinn bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags nur mit einem Drit-
tel anzusetzen ist. 

Ergänzend zu der einkommensteuerlichen Stun-
dungsregelung des § 7 Abs. 1 sieht Absatz 4 des 
§ 18 vor, daß die auf den Übertragungsgewinn ent-
fallende Gewerbesteuer für einen Zeitraum von 
höchstens 10 Jahren gestundet werden kann. Diese 
Stundungsmöglichkeit tritt an die Stelle des Steuer-
aufschubs für die Gewerbeertragsteuer, der nach 
dem geltenden Recht infolge der Fortführung der 
Buchwerte bei der übernehmenden Personengesell-
schaft eintritt. Die Notwendigkeit für die neue Re-
gelung ergibt sich daraus, daß nach § 3 des Entwurfs 
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in der steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden 
Körperschaft die stillen Reserven aufzulösen sind. 

Zu § 19 — Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine andere Körperschaft 

§ 19 Satz 1 ordnet an, daß die für die Körperschaft-
steuer geltenden Vorschriften auch für die Gewerbe-
steuer anwendbar sind, wenn das Vermögen der 
übertragenden Körperschaft auf eine andere Kör-
perschaft übergeht. Eine Sonderregelung erübrigt 
sich, da im Falle der Verschmelzung die Besteue-
rung der in den Buchwerten der übergehenden Wirt-
schaftsgüter enthaltenen stillen Reserven für die 
Gewerbesteuer stets im gleichen Maße wie für die 
Körperschaftsteuer sichergestellt ist und in den Fäl-
len der Umwandlung bereits nach dem geltenden 
Recht auf die Belastung des Übernahmegewinns mit 
Gewerbesteuer verzichtet wird (§ 12 Abs. 2 UmwStG 
1969) . 

Satz 2 des § 19 bestimmt — wie § 12 und § 15 
UmwStG 1969 —, daß die Regelung des § 11 Abs. 4 
UmwStG 1969, die in § 18 Absatz 3 des Entwurfs 
übernommen worden ist, auch für die Fälle des 
Vermögensübergangs auf eine andere Körperschaft 
weitergilt. 

SECHSTER TEIL 

Einbringung eines Betriebs, Teil

-

betriebs oder Mitunternehmeranteils 
in eine Kapitalgesellschaft gegen 

Gewährung von Gesellschaftsrechten 

Zu § 20 — Bewertung des eingebrachten Betriebs-
vermögens und der Gesellschaftsanteile 

Durch § 20 des Entwurfs werden die bisher in § 17 
des Gesetzes enthaltenen Vorschriften über die Be-
wertung des in eine Kapitalgesellschaft eingebrach-
ten Betriebsvermögens und der als Gegenleistung 
gewährten Gesellschaftsanteile übernommen. Die 
einzige Änderung, die eintreten soll, besteht darin, 
daß die Tragweite klargestellt wird, die das in Ab-
satz 2 geregelte Wahlrecht der Kapitalgesellschaft 
hinsichtlich der Bewertung der eingebrachten Wirt-
schaftsgüter hat. 

Die Kapitalgesellschaft darf nach dem ersten Satz 
des Absatzes 2 das eingebrachte Betriebsvermögen 
mit seinem Buchwert oder mit einem höheren Wert 
ansetzen. Die daraus sich ergebende Frage, ob die 
eingebrachten Wirtschaftsgüter auch mit dem Buch-
wert übernommen werden dürfen, wenn das Han-
delsrecht einen höheren Wertansatz vorschreibt, ist 
schon nach dem geltenden Recht zu bejahen. Das 
Problem ergibt sich daraus, daß die §§ 153, 155 AktG 
für Sacheinlagen die Bewertung mit den Anschaf-
fungskosten vorschreiben. Zwar ist handelsrechtlich 
bisher nicht eindeutig geklärt, ob die Anschaffungs-
kosten des eingebrachten Betriebsvermögens zwin-
gend in dem Zeitwert der als Gegenleistung hinge-
gebenen Aktien bestehen oder ob ein niedrigerer 
Wert zulässig ist. Wird jedoch ausgehend von der 
wirtschaftlichen Bedeutung des Begriffs „Anschaf-
fungskosten" unterstellt, daß für die eingebrachten 

Wirtschaftsgüter in der Handelsbilanz der Kapital-
gesellschaft insgesamt ein höherer Wert maßgebend 
ist als die Summe der in der Steuerbilanz ausgewie-
senen Buchwerte, so kann daraus nicht gefolgert 
werden, die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz 
zwinge dazu, die übergegangenen Wirtschaftsgüter 
auch steuerlich mit dem höheren Handelsbilanzwert 
zu übernehmen. 

Für diese Ansicht spricht insbesondere, daß die Kapi-
talgesellschaft in ihrer Handelsbilanz nicht zwischen 
verschiedenen Wertmaßstäben wählen darf. Hierzu 
kommt, daß das Recht, die Werte fortzuführen, durch 
§ 17 UmwStG 1969 für eine Reihe von Fällen aus-
drücklich eingeschränkt wird, die Grenzen der 
§§ 153, 155 AktG jedoch in diesem Zusammenhang 
nicht erwähnt sind. § 17 Abs. 2 UmwStG hat hier-
nach die Funktion einer steuerlichen Korrekturvor-
schrift, die es gestattet, unter dem handelsrechtlich 
zwingenden Wertansatz zu bleiben. Die hier ver-
tretene Auslegung entspricht schließlich auch dem 
Grundgedanken der §§ 17 ff. UmwStG 1969 und der 
diesen zugrunde liegenden Rechtsprechung, wonach 
die Einbringung eines Betriebes in eine Kapitalge-
sellschaft nicht dadurch behindert werden soll, daß 
die in dem eingebrachten Betriebsvermögen enthal-
tenen stillen Reserven realisiert und der Einkom-
mensteuer unterworfen werden müssen. 

Um mögliche Zweifel auszuschließen, soll nunmehr 
eine entsprechende Ergänzung des Absatzes 2 er-
folgen. 

Zu §§ 21 bis 23 

Die §§ 21 bis 24 des Entwurfs entsprechen wörtlich 
den §§ 18 bis 20 UmwStG 1969. 

§ 21 UmwStG, der bestimmt, daß § 6 Abs. 1 Satz 2 
des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei 
Erhöhung des Nennkapitals in den Fällen der Ein-
bringung eines Betriebs oder Teilbetriebs nicht an-
zuwenden ist, wurde in den Entwurf nicht übernom-
men, weil die zuletzt bezeichnete Vorschrift nach 
Artikel 4 dieses Entwurfs gestrichen werden soll. 

SIEBENTER TEIL 

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
in eine Personengesellschaft 

Zu§ 24 
§ 24 des Entwurfs übernimmt wörtlich die Vorschrif-
ten des § 22 UmwStG 1969. 

ACHTER TEIL 

Verhinderung von Mißbräuchen; 
mitbestimmte Unternehmen; 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 25 — Wegfall von Steuererleichterungen 

Nach § 25 des Entwurfs sollen Sonderregelungen des 
neuen Umwandlungssteuergesetzes, deren Zweck 
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darin besteht, die steuerlichen Folgen von Ände-
rungen der Unternehmensform gegenüber den allge-
meinen Vorschriften zu mildern, in bestimmten Fäl-
len nicht anwendbar sein. Eine gleichartige Vor-
schrift enthält § 24 UmwStG 1969. Von ihr unter-
scheidet sich § 25 des Entwurfs in zweierlei Hinsicht: 

1. Durch § 24 UmwStG 1969 soll lediglich die miß-
bräuchliche Inanspruchnahme von Erleichterun-
gen des Umwandlungssteuergesetzes verhindert 
werden. Nach § 25 des Entwurfs sollen dagegen 
die nachteiligen Folgen dieser Vorschrift auch 
in den Fällen eintreten, in denen die handels-
rechtliche Frist von 6 Monaten überschritten wor-
den ist, die bei der Umwandlung von Kapitalge-
sellschaften und bei der Verschmelzung von Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zwi-
schen dem Stichtag der bei der Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregister einzureichen-
den Bilanz und dem Tag der Anmeldung höch-
stens liegen darf. Im Prinzip wird damit die Rege-
lung des § 2 UmwStG 1969 übernommen. 

2. Wie sich bereits aus der allgemeinen Begrün-
dung ergibt, enthält der Entwurf im Vergleich mit 
dem UmwStG 1969 aufgrund der veränderten 
Konzeption nur noch wenige Steuererleichterun-
gen, die bei mißbräuchlicher Vermögensübertra-
gung oder bei Fristüberschreitung versagt wer-
den können. Gleichwohl hält es die Bundesregie-
rung für sachgerecht, daß die Erleichterungen, 
die der Entwurf abweichend von den allgemeinen 
Rechtsvorschriften vorsieht, in den bezeichneten 
Fällen nicht eintreten. 

Die nicht anwendbaren Vorschriften betreffen durch-
weg den Vermögensübergang auf eine Personenge-
sellschaft oder auf eine natürliche Person. Im ein-
zelnen handelt es sich um die Stundung der Einkom-
mensteuer und der Gewerbesteuer der Übernehme-
rin, um den Aufschub der Besteuerung des Gewinns, 
der sich aus der Vereinigung von Forderungen und 
Verbindlichkeiten ergibt, und um den Ansatz von 
nur einem Drittel des Übernahmegewinns bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags. 

Während Absatz 1 des § 25 die Fristüberschreitung 
betrifft, sind in Absatz 2 die Mißbrauchsfälle ge-
regelt. Wie bisher wird ein Mißbrauch darin ge-
sehen, daß das übergegangene Vermögen von der 
übernehmenden Personengesellschaft oder der über-
nehmenden natürlichen Person innerhalb von fünf 
Jahren auf eine Kapitalgesellschaft zurückübertra-
gen wird. Geschieht das, so sollen die Steuererleich-
terungen wie nach dem geltenden Recht rückwirkend 
entfallen. Nach Absatz 3 soll die gestundete Steuer 
in diesen Fällen sofort entrichtet werden. Das soll 
auch gelten, wenn der übergegangene Betrieb inner-
halb des Stundungszeitraums veräußert oder aufge-
geben wird. 

Zu § 26 — Übergang des Vermögens einer mitbe-
stimmten Körperschaft auf eine Perso-
nengesellschaft oder auf eine natürliche 
Person 

Durch den Übergang des Vermögens von einer Kör

-

perschaft auf eine Personengesellschaft oder auf eine 

natürliche Person können die Mitbestimmungsrechte 
der Arbeitnehmer geschmälert werden. Um even-
tuelle Bestrebungen in dieser Richtung nicht steuer-
lich zu begünstigen, ist es erforderlich, die vorge-
sehene Regelung in das Gesetz einzufügen. Durch 
diese Regelung wird in den bezeichneten Umwand-
lungsfällen eine Stundung der auf den Übernahme-
gewinn entfallenden Steuer ausgeschlossen. 

Zu § 27 — Übergangs- und Schlußvorschriften 

Absatz 1 bestimmt, wann das neue Umwandlungs-
steuergesetz erstmals angewendet werden soll. 

Nach Absatz 2 ist § 23 des UmwStG 1969 weiter an-
zuwenden. Hierdurch wird sichergestellt, daß die 
Selbstverbrauchsteuerpflicht nach § 30 des Umsatz-
steuergesetzes 1973 bei Geschäftsveräußerungen 
weiterhin entfällt. 

ZU ARTIKEL 2 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Zu Nummer 1 

Durch die Vorschrift wird § 38 KAGG, in dem die 
steuerrechtliche Behandlung des Wertpapier-Sonder-
vermögens geregelt ist, neu gefaßt. 

Absatz 1 Satz 1 übernimmt die Fiktion, daß das 
Wertpapier-Sondervermögen als Zweckvermögen 
im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes und des 
Vermögensteuergesetzes gilt. Satz 2 des Absatzes 1 
schränkt die Steuerbefreiung des Sondervermögens 
gegenüber dem geltenden Recht ein. Es handelt sich 
hierbei um eine Konsequenz aus der Einführung des 
Anrechnungsverfahrens. Das Sondervermögen soll 
künftig der Körperschaftsteuer unterliegen, soweit 
nach dem neu einzuführenden § 38 a KAGG die Aus-
schüttungsbelastung im Sinne des § 30 EKStG her-
zustellen ist. Eine gleichartige Einschränkung sieht 
der Entwurf eines KStG für die persönlich befreiten 
Körperschaften vor (§ 5 Abs. 2). 

Absatz 2 ist neu. Die Vorschrift bestimmt, daß bei 
Gewinnausschüttungen unbeschränkt steuerpflichti-
ger Kapitalgesellschaften an das Sondervermögen 
die auf diese Ausschüttungen entfallende anrechen-
bare Körperschaftsteuer an die Depotbank auf Antrag 
vergütet wird. Die Depotbank ist als Empfänger be-
zeichnet, weil die zu erstattende Kapitalertragsteuer 
schon nach dem geltenden Recht an diese Bank aus-
zuzahlen ist und aus verwaltungsökonomischen 
Gründen sichergestellt werden soll, daß die Vergü-
tung von Körperschaftsteuer und die Erstattung von 
Kapitalertragsteuer in einem einheitlichen Verfah-
ren erfolgt. Für die Durchführung des Verfahrens 
sollen die Vorschriften über die Vergütung von Kör-
perschaftsteuer an unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtige Anteilseigner sinngemäß gelten. Während 
jedoch die Vergütung an diese Anteilseigner nur 
gewährt werden soll, wenn sie durch eine Beschei-
nigung ihres Wohnsitzfinanzamts nachweisen, daß 
sie unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und 
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daß für sie eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
nicht in Betracht kommt, soll für die Vergütung an 
(1i Depotbank eine Bescheinigung  des  Inhalts  ge-
nügen, daß das Wertpapier-Sondervermögen ein 
Zweckvermögen im Sinne des Absatzes 1 ist. 

Die Vergütung von Körperschaftsteuer an unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtige Anteilseigner 
setzt weiter voraus, daß die Leistung der ausschüt-
tenden Körperschaft von der Vorlage eines Dividen-
denscheins abhängig ist. Zu einem Wertpapier-Son-
dervermögen können aber auch Beteiligungswerte 
gehören, die nicht mit Dividendenscheinen ausge-
stattet sind (§ 8 Abs. 1 KAGG). Durch Satz 4 des Ab-
satzes 2 soll sichergestellt werden, daß die Vergü-
tung an die Depotbank auch für Gewinnausschüt-
tungen auf solche Beteiligungswerte gewährt wird. 

Absatz 3 regelt die Erstattung von Kapitalertrag-
steuer an die Depotbank. Eine Erstattung dieser 
Steuer sieht schon das geltende Recht vor. Das Ver-
fahren richtet sich grundsätzlich nach den Vorschrif-
ten des Einkommensteuergesetzes, die für die Er-
stattung von Kapitalertragsteuer an unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtige Anteilseigner gelten. 
Dementsprechend soll die Erstattung dieser Steuer 
— ebenso wie die Vergütung von Körperschaft-
steuer — künftig nur auf Antrag durchgeführt wer-
den. Zuständig für die Erstattung der Kapitalertrag-
steuer auf Gewinnanteile und bestimmte Teilschuld-
verschreibungen (§ 43 Abs. 1 und 2 EEStG) soll künf-
tig nicht mehr das Finanzamt sein, an das die Steuer 
abgeführt worden ist, sondern das Bundesamt für 
Finanzen, das auch die Vergütung der Körper-
schaftsteuer durchführt. Diese Regelung entspricht 
ebenfalls den Vorschriften des neuen Einkommen-
steuerrechts und dient zur Erleichterung des Ver-
fahrens. 

Zu Nummer 2  

Durch den neu eingeführten § 38 a wird die Körper-
schaftsteuerfreiheit des Wertpapier-Sondervermö-
gens eingeschränkt. Die Regelung ist notwendig, 
weil die dem Sondervermögen zufließenden Dividen-
den nach § 38 Abs. 2 durch die Vergütung an die 
Depotbank von der Körperschaftsteuer entlastet 
werden. Um zu verhindern, daß dieser Vorteil im 
Falle der Weiterausschüttung auch Anteilscheinin-
habern zugute kommt, die in ihrer Person nicht die 
Voraussetzungen für die Anrechnung oder Vergü-
tung von Körperschaftsteuer erfüllen, muß zuvor 
bei dem Sondervermögen die Körperschaftsteuerbe-
lastung wiederhergestellt werden. Die Körperschaft-
steuer beträgt — wie sich aus der Verweisung des 
Absatzes 1 Satz 1 auf § 30 EKStG ergibt — 36 v. H. 
Sie bemißt sich nach dem um die Körperschaftsteuer 
erhöhten Teil der Ausschüttung, der gemäß § 39 a 
Abs. 1 zur Anrechnung oder Vergütung bei den An-
teilscheininhabern berechtigt. 

Die Körperschaftsteuer entsteht nach Absatz 1 Satz 2 
in dem Zeitpunkt, in dem die Ausschüttungen den 
Anteilscheininhabern zufließen. Absatz 1 Satz 3 be-
stimmt hinsichtlich des Zuflußzeitpunkts, daß die in 
§§ 44 Abs. 2 EEStG vorgesehene Regelung für den 
Zufluß von Gewinnanteilen entsprechend gelten soll. 

Danach fließen die Gewinnanteile dem Gläubiger 
der Kapitalerträge an dem Tag zu, der im Beschluß 
als  Tag  der Ausschüttung b estimmt  worden ist.  Ist 

die Ausschüttung nur festgesetzt, ohne daß über den 
Zeitpunkt der Auszahlung ein Beschluß gefaßt wor-
den ist, so gilt als Zeitpunkt des Zufließens der Tag 
nach der Beschlußfassung. Absatz 1 der neuen Vor-
schrift regelt des weiteren die Entrichtung der Kör-
perschaftsteuer und die Abgabe der Steuererklärung 
durch die Kapitalanlagegesellschaft. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Körperschaftsteuer außer 
für die Ausschüttung auch für den Teil der nicht zur 
Ausschüttung oder Kostendeckung verwendeten Ein-
nahmen zu entrichten ist, der nach § 39 a Abs. 2 zur 
Anrechnung oder Vergütung von Körperschaftsteuer 
bei den Anteilscheininhabern berechtigt. 

Zu Nummer 3 

Die Vorschrift ist neu. Sie bestimmt, für welche Er-
träge aus Anteilscheinen an einem Wertpapier

-

Sondervermögen die Anrechnung oder Vergütung 
von Körperschaftsteuer gewährt wird. Es handelt 
sich um eine Sonderregelung gegenüber der im 
neuen Einkommensteuerrecht enthaltenen Vorschrift, 
wonach die anrechenbare Körperschaftsteuer stets 
9 16 der von einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaft geleisteten Gewinnausschüttungen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EStG beträgt. Die Son-
derregelung ist notwendig, weil nach der Fiktion 
in § 39 KAGG sämtliche Ausschüttungen eines 
Wertpapier-Sondervermögens bei den Anteilschein-
inhabern als Einkünfte aus Kapitalvermögen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EStG gelten. Aufgrund 
dieser Fiktion käme die Anrechnung auch für den 
Teil der Ausschüttung in Betracht, der nicht aus 
Gewinnen inländischer Körperschaften, sondern aus 
vom Ausland bezogenen Dividenden, aus Zinsen 
oder aus Veräußerungsgewinnen herrührt. Für sol-
che Erträge würde ohne Zwischenschaltung eines 
Wertpapier-Sondervermögens die Anrechnung von 
Körperschaftsteuer nicht gewährt. Wegen der gebo-
tenen Gleichbehandlung mit unmittelbar an einer 
Kapitalgesellschaft beteiligten Anteilseignern muß 
insoweit auch den Anteilscheininhabern eines Son-
dervermögens die Anrechnung versagt werden. 

Aus diesen Gründen bestimmt Absatz 1, daß für 
Ausschüttungen an einem Wertpapier-Sonderver-
mögen Körperschaftsteuer nur angerechnet oder ver-
gütet wird, soweit in den Ausschüttungen enthalten 
sind 

1. Erträge des Sondervermögens, für die die De-
potbank die Vergütung von Körperschaftsteuer 
beanspruchen kann und 

2. der auf diese Erträge entfallende Teil des Aus-
gabepreises für ausgegebene Anteilscheine. 

Der unter Nummer 2 angesprochene Teilbetrag 
hängt mit dem sogenannten Ertragsausgleich zusam-
men, der ohne rechtliche Verpflichtung üblicher-
weise bei Investmentgesellschaften durchgeführt 
wird, wenn sich die Zahl der Anteilscheininhaber 
während des Geschäftsjahrs dieser Gesellschaften 
ändert. Eine solche Änderung tritt bei fast allen 
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Fonds mit öffentlich angebotenen Investment-An-
teilen ein. 

Das Problem des Ertragsausgleichs entsteht dadurch, 
daß die Anteilscheininhaber im Laufe des Geschäfts-
jahrs des Fonds Anteilscheine erworben oder an 
den Fonds zurückgegeben haben können. In die-
sem Fall haben sie — wirtschaftlich betrachtet — 
nur den Anteil der Ausschüttung des Fonds zu be-
kommen, der auf ihre Besitzzeit in diesem Ge-
schäftsjahr entfällt. Die Kapitalanlagegesellschaf-
ten haben sich jedoch aus Gründen der Praktikabi-
lität bemüht, ein Verfahren zu finden, das für sämt-
liche Anteilscheininhaber ohne Rücksicht auf die 
Dauer der Besitzzeit in dem betreffenden Geschäfts-
jahr eine gleich hohe Ausschüttung ermöglicht. In 
den Grundzügen ist dieses Verfahren wie folgt ge-
staltet: 

Erwirbt ein Neuanleger im Laufe eines Geschäfts-
jahrs Investmentanteile, so muß er die bis zum 
Erwerbszeitraum angefallenen Fondserträge (Aus-
gleichsbeträge) im Ausgabepreis als Teil des In-
ventarwerts des Investmentanteils mitbezahlen. Die 
Ausgleichsbeträge werden ihm regelmäßig nicht ge-
sondert in Rechnung gestellt. Gibt ein Anteilschein-
inhaber im Laufe eines Geschäftsjahrs Investment-
anteile zurück, so werden ihm die bis zu diesem 
Zeitpunkt angefallenen Fondserträge im Rück-
nahmepreis vergütet. 

Die Neuanleger nehmen an den Ausschüttungen 
aus dem Sondervermögen, die nach ihrem Eintritt 
vorgenommen werden, teil. Überwiegend halten die 
Investmentgesellschaften die im Ausgabepreis mit

-

bezahlten Ausgleichsbeträge buchmäßig fest, um 
sie später zur Ausschüttung zu verwenden (Ertrags-
ausgleich). Der Zweck dieser Handhabung ist es in 
erster Linie, die Ausschüttungen an Altanleger 
nicht dadurch zu schmälern, daß die im Laufe des 
Geschäftsjahrs hinzugekommenen Neuanleger eben-
falls einen Anspruch auf Ausschüttungen erworben 
haben. 

Soweit in den Ausschüttungen Ausgleichsbeträge 
enthalten sind, stellen sie nach Auffassung der 
Finanzverwaltung steuerpflichtige Kapitalerträge 
der Anteilscheininhaber dar. Dementsprechend soll 
nach Absatz 1 Nr. 2 auch die Anrechnung oder Ver-
gütung von Körperschaftsteuer für den Teil der in 
den Ausschüttungen enthaltenen Ausgleichsbeträge 
gewährt werden, der auf die in Nummer 1 der Vor-
schrift bezeichneten Dividendenerträge entfällt. Die 
Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 setzt voraus, daß 
ein Ertragsausgleich stattgefunden hat, enthält also 
keine Aussage über die Zulässigkeit eines solchen 
Ausgleichs. Insbesondere soll durch den Hinweis 
auf den Ausgabepreis nicht zum Ausdruck gebracht 
werden, daß bei der Rückgabe von Anteilscheinen 
ein Ertragsausgleichs unzulässig ist. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß zur Anrechnung 
oder Vergütung von Körperschaftsteuer bei den 
Anteilscheininhabern nur der Teil der Ausschüt-
tung berechtigt, der sich ergibt, wenn die von der 
Kapitalanlagegesellschaft zu entrichtende Körper-
schaftsteuer in voller Höhe von den in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Dividendenerträgen und Aus

-

gleichsbeträgen abgesetzt wird. Würde die Körper-
schaftsteuer ganz oder teilweise mit anderen Erträ-
gen des Sondervermögens verrechnet, so würde der 
zur Anrechnung oder Vergütung berechtigende Teil 
der Ausschüttung zu hoch ausgewiesen. Da die 
Steuergutschrift immer in einem konstanten Ver-
hältnis zu den zur Anrechnung berechtigenden Ka-
pitalerträgen steht — sie beträgt 9 /16 dieser Ka-
pitalerträge —, wäre bei überhöhtem Ansatz der 
Kapitalerträge auch die Steuergutschrift der Anteil-
scheininhaber höher als die von der Kapitalanlage-
gesellschaft geschuldete Körperschaftsteuer. Die 
hierdurch mögliche Minderung des Steueraufkom-
mens soll durch die in Satz 2 getroffene Regelung 
ausgeschlossen werden. 

Die Sätze 3 und 4 des Absatzes 1 regeln die Aus-
stellung von Steuerbescheinigungen, deren Vor-
lage eine Voraussetzung für die Anrechnung von 
Körperschaftsteuer beim Empfänger der Ausschüt-
tung ist. 

Absatz 2 der Vorschrift bestimmt, daß die An-
rechnung oder Vergütung von Körperschaftsteuer 
entsprechend durchzuführen ist, soweit den Anteil-
scheininhabern thesaurierte Erträge des Sonderver-
mögens und der darauf entfallende Teil des Aus-
gabepreises für ausgegebene Anteilscheine als Ka-
pitalerträge zugerechnet werden. In diesen Fällen 
erhalten die Anteilscheininhaber von den mit der 
Verwahrung der Anteilscheine beauftragten Kredit-
instituten keine Gutschriftanzeige über die Kapital-
erträge. Daher soll den Kreditinstituten auch nicht 
zugemutet werden, allein für steuerliche Zwecke 
eine Bescheinigung mit den für die Körperschaft-
steueranrechnung erforderlichen Daten auszustel-
len. Nach Satz 2 des Absatzes 2 tritt an die Stelle 
der sonst üblichen Bescheinigung eine Bescheini-
gung, in der nur die Zahl und die Bezeichnung der 
Anteile sowie der Name und die Anschrift des An-
teilscheininhabers angegeben zu werden brauchen. 

Die Bescheinigung darf nur durch das Kreditinsti-
tut erteilt werden, das im Zeitpunkt des Zufließens 
der Einnahmen ein auf den Namen des Empfängers 
der Bescheinigung lautendes Wertpapierdepot führt, 
in dem der Anteilschein verzeichnet ist. Diese Re-
gelung dient zur Verhütung von Mißbräuchen. Für 
die Anwendung der Bestimmung ist es unerheb-
lich, ob das Kreditinstitut den Anteilschein selbst 
verwahrt oder ob es ihn an eine andere Stelle 
zur Girosammelverwahrung gegeben hat. Die Höhe 
der thesaurierten Erträge, die zur Anrechnung oder 
Vergütung von Körperschaftsteuer berechtigen, so-
wie die Höhe der anrechenbaren Steuer sind der 
in § 42 KAGG vorgeschriebenen Bekanntmachung 
zu entnehmen. Der Anteilscheininhaber hat einen 
Abdruck hiervon seiner Steuererklärung oder sei-
nem Vergütungsantrag beizufügen. Die in Satz 7 
vorgeschriebene Kennzeichnung des Anteilscheins 
soll ebenfalls dazu dienen, eine mißbräuchliche In-
anspruchnahme von Steuervergünstigungen zu ver-
hindern. 

Absatz 3 nennt die Voraussetzungen für die An

-

rechnung von Körperschaftsteuer in den Fällen, in 
denen der Anteilschein nicht einem Kreditinstitut 
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zur Verwahrung übergeben worden ist. In diesen 
Fällen muß der Steuerpflichtige dem Finanzamt 
gegenüber Tatsachen glaubhaft machen, aus denen 
sich ergibt, daß ihm die betreffenden Einnahmen 
zuzurechnen sind. Außerdem ist die Vorlage der in 
§ 42 KAGG vorgeschriebenen Bekanntmachung er-
forderlich. 

Zu Nummer 4 

Die Änderungen zu den Buchstaben a und b sind 
redaktioneller Art. 

Die Änderung zu Buchstabe c ist eine Folgeänderung 
zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 39 a Abs. 1 Nr. 2 KAGG). Es 
wird klargestellt, daß der von den Investmentgesell-
schaften durchgeführte Ertragsausgleich (vgl. die Be-
gründung zu Nummer 3) auch bei den in § 40 Abs. 1 
bis 4 KAGG bezeichneten Fondserträgen zu berück-
sichtigen ist. 

Zu Nummer 5 

Die Änderungen zu den Buchstaben a und c sind re-
daktioneller Art. 

Durch die Änderung unter Buchstabe b wird der 
Kreis der Angaben erweitert, den die Kapitalanlage-
gesellschaft den Anteilscheininhabern bei jeder Aus-
schüttung bekanntzumachen hat. Zusätzlich zu den 
bisher in § 41 Abs. 1 KAGG vorgeschriebenen An-
gaben sollen 

— der zur Anrechnung oder Vergütung von Körper-
schaftsteuer berechtigende Teil der Ausschüttung 
und 

— der Betrag der anzurechnenden oder zu vergüten-
den Körperschaftsteuer 

in die Bekanntmachung aufgenommen werden. Die 
zusätzlichen Angaben sind zur Durchführung des 
Anrechnungsverfahrens erforderlich. 

Die Änderung zu Buchstabe d betrifft das Verfahren 
bei unzutreffender Bekanntgabe der anrechenbaren 
Steuer durch die Kapitalanlagegesellschaft. Nach gel-
tendem Recht beschränkt sich die Bedeutung des § 41 
Abs. 3 KAGG auf die anrechenbare ausländische 
Steuer. Wird die ausländische Steuer nach der vorge-
schriebenen Bekanntmachung erstmalig festgesetzt, 
nachträglich erhöht oder ermäßigt oder hat die Kapi-
talanlagegesellschaft einen solchen Betrag in unzu-
treffender Höhe bekanntgemacht, so hat die Kapital-
anlagegesellschaft den Unterschiedsbetrag bei der 
Bekanntmachung über die nächste Ausschüttung aus-
zugleichen. Eine Berichtigung der Bekanntmachung 
für das Zuflußjahr ist für diese Fälle aus Gründender 
Praktikabilität nicht vorgesehen. Eine solche Berich-
tigung kommt bisher nur bei unzutreffender Be-
kanntmachung der übrigen Angaben in Betracht, die 
für die Besteuerung der Anteilscheininhaber von Be-
deutung sind. Durch die Änderung der Vorschrift soll 
die Regelung über den Ausgleich bei der nächsten 
Ausschüttung auch angewendet werden, wenn an-
rechenbare deutsche Körperschaftsteuer von der 
Kapitalanlagegesellschaft in unzutreffender Höhe be-
kanntgemacht worden ist. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung des § 42 Satz 1 KAGG ist redaktionel-
ler Art. 

Zu Nummer 7 

Durch die neue Fassung des § 43 KAGG wird der 
zeitliche Anwendungsbereich der steuerrechtlichen 
Bestimmungen des Gesetzes über Kapitalanlagege-
sellschaften an die entsprechenden Vorschriften des 
neuen Körperschaftsteuergesetzes und des Einkom-
mensteuergesetzes angepaßt. 

Absatz 1 regelt die Anwendung der Vorschriften 
über das Anrechnungsverfahren bei den Investment-
gesellschaften. Hinsichtlich der Vergütung von Kör-
perschaftsteuer und der Erstattung von Kapitaler-
tragsteuer gilt das neue Recht erstmals für Einnah-
men, die einem Wertpapier-Sondervermögen nach 
dem 31. Dezember 1976 zufließen. Im Regelfall wer-
den die Dividendenerträge des Sondervermögens 
auf einem den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
entsprechenden Gewinnverteilungsbeschluß der aus-
schüttenden Kapitalgesellschaft beruhen. Die auf 
solche Dividendenerträge entfallende Körperschaft-
steuer soll nur vergütet werden, wenn sich der Ge-
winnverteilungsbeschluß auf ein Wirtschaftsjahr be-
zieht, das nach dem 31. Dezember 1976 abgelaufen 
ist. 

Absatz 2 regelt die zeitliche Anwendung der Vor-
schriften über die steuerliche Behandlung der An-
teilscheininhaber. Danach sind die §§ 39 bis 41 KAGG 
erstmals für Ausschüttungen anzuwenden, die den 
Anteilscheininhabern nach dem 31. Dezember 1976 
zufließen. Die Anteilscheininhaber können die An-
rechnung oder Vergütung von Körperschaftsteuer 
aber nur für die Ausschüttung solcher Dividenden be-
anspruchen, deren Zufluß zuvor auch zur Vergütung 
von Körperschaftsteuer an die Depotbank des Son-
dervermögens berechtigt hat. Dies ergibt sich dar-
aus, daß in § 39 a Abs. 1 Nr. 1 auf § 38 Abs. 2 ver-
wiesen wird. Damit ist gewährleistet, daß der Anteil-
scheininhaber eines Wertpapier-Sondervermögens 
die Steuergutschrift lediglich für solche Ausschüttun-
gen erhält, für die er die Steuergutschrift auch bei 
unmittelbarer Beteiligung an der ausschüttenden Ka-
pitalgesellschaft erhalten würde. 

Absatz 3 bestimmt entsprechend der bisherigen Re-
gelung, daß der für Ausschüttungen eines Wertpa-
pier-Sondervermögens maßgebende Anwendungsbe-
reich auch für die vom Sondervermögen thesaurier-
ten Einnahmen gilt. 

Zu Nummer 8 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Num-
mern 3 und 4. Auf die Begründung zu Nummer 4 
Buchstabe d wird verwiesen. 

Zu Nummer 9 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Num-
mer 7. Die Regelung betrifft den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der steuerrechtlichen Vorschriften für 
Grundstücks-Sondervermögen. 
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ZU ARTIKEL 3 

Änderung des Gesetzes über den Ver-
trieb ausländischer Investmentanteile 
und über die Besteuerung der Erträge 
aus ausländischen Investmentanteilen 

Zu Nummer 1 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 2 
Nr. 3 und 4. Auf die Begründung zu Artikel 2 Nr. 3 
und 4 wird verwiesen. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu Nummer 4 

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der 
steuerrechtlichen Bestimmungen. 

ZU ARTIKEL 4 

Änderung des Gesetzes über steuerrecht-
liche Maßnahmen bei Erhöhung 
des Nennkapitals aus Gesellschafts-
mitteln und bei Überlassung von eigenen 
Aktien an Arbeitnehmer 

Zu Nummer 1 

§ 1 des Gesetzes ist lediglich redaktionell geändert 
worden. Daß die Vorschrift nur Kapitalerhöhungen 
betrifft, die durch die Umwandlung von Rücklagen 
erfolgen, ergab sich bisher nur aus der Bezugnahme 
auf die entsprechenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten. Im Gegensatz hierzu wird in § 1 des Entwurfs 
die Erhöhung des Nennkapitals durch Umwandlung 
von Rücklagen ausdrücklich als Voraussetzung für 
die Anwendbarkeit der Vorschrift bezeichnet. Diese 
wird dadurch übersichtlicher und von Änderungen 
des Handelsrechts unabhängig. Gleichwohl bleibt 
der erforderliche Zusammenhang mit den handels-
rechtlichen Bestimmungen gewahrt, denn die Erhö-
hung des Nennkapitals durch Umwandlung von 
Rücklagen kann stets nur nach Maßgabe des Han-
delsrechts durchgeführt werden, und die Finanzver-
waltung ist an die Entscheidung der inländischen 
Registergerichte gebunden. Erhöht eine ausländische 
Kapitalgesellschaft ihr Nennkapital aus Gesell-
schaftsmitteln, so gilt § 7 des Entwurfs. 

Zu Nummer 2 

Die Änderung der Überschrift zu § 3 soll deutlicher 
als bisher den Unterschied zu der Vorschrift des 
§ 6 kennzeichnen, in der geregelt ist, wie sich eine 
innerhalb von fünf Jahren nach der Kapitalerhö-
hung erfolgende Kapitalherabsetzung auf die An-
schaffungskosten der Anteilsrechte auswirkt. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Än-
derung. 

Zu Nummer 4 

Die neue Vorschrift des § 5 schränkt die Pauschbe-
steuerung für Fälle, in denen innerhalb von fünf 
Jahren nach einer Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln aufgrund einer Kapitalherabsetzung 
Beträge an die Anteilseigner ausgezahlt werden, er-
heblich ein. Diese Pauschbesteuerung wird durch das 
körperschaftsteuerliche Anrechnungsverfahren weit-
gehend überflüssig. Ihr Zweck besteht darin zu ver-
hindern, daß die Besteuerung ausgeschütteter Ge-
winne der Kapitalgesellschaften bei den Anteilseig-
nern umgangen wird. Die Umgehung ist durch eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und eine 
daran anschließende Kapitalherabsetzung mit nach-
folgender Auszahlung an die Anteilseigner insofern 
möglich, als zurückgezahltes Nennkapital nicht zu 
den nach § 20 EStG steuerpflichtigen Kapitalerträgen 
gehört. 

Durch das neue Körperschaftsteuersystem ändert 
sich die Behandlung von Kapitalrückzahlungen, die 
aufgrund einer Kapitalherabsetzung erfolgen. Wer-
den Rücklagen in Nennkapital umgewandelt, so soll 
der dadurch entstehende Teil des Nennkapitals 
grundsätzlich zu dem für Ausschüttungen verwend-
baren Eigenkapital im Sinne des § 32 EKStG ge-
hören. Wird dieser Teil des Nennkapitals im An-
schluß an eine Kapitalherabsetzung an die Anteils-
eigner zurückgezahlt, so soll der zurückgezahlte Be-
trag im Gegensatz zum geltenden Recht als Ein-
nahme im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EEStG bei 
den Anteilseignern der Einkommensteuer unterwor-
fen werden. Damit entfällt insoweit der Anlaß für 
die bisherige Pauschbesteuerung. 

Die geschilderte Neuregelung soll allerdings nicht 
ausnahmslos gelten. In Nennkapital umgewandelte 
Rücklagen sollen nicht zu dem für Ausschüttungen 
verwendbaren Eigenkapital gehören, soweit sie aus 
vor der Körperschaftsteuerreform erzieltem Gewinn 
gebildet worden sind, weil die Anrechnung der Kör-
perschaftsteuer nur für nach dem Inkrafttreten der 
Reform erzielte Gewinne vorgesehen ist. Dement-
sprechend bestimmt Absatz 1 des neuen § 5, daß in 
diesen Fällen die Pauschbesteuerung weiterhin ein-
tritt. 

Die geltende Fassung des § 6 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes ist in den Entwurf nicht aufgenommen 
worden. Die Vorschrift ist auf berechtigte Kritik ge-
stoßen und hat in der Praxis kaum Bedeutung er-
langt. Der in Zukunft eingeschränkte Anwendungs-
bereich der Pauschsteuer und die technischen 
Schwierigkeiten, die bei Anwendung der Vorschrift 
im Anrechnungsverfahren entstehen würden, sind 
weitere Gründe für die Streichung. 

Die Änderungen in Absatz 2 des bisherigen § 6 ma-
chen deutlich, daß die Pauschsteuer im körper-
schaftsteuerlichen Anrechnungsverfahren definitive 
Körperschaftsteuer darstellt, die nach den Vor-
schriften über die Gliederung des verwendbaren 
Eigenkapitals von den vor dem Systemwechsel ent- 
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standenen Kapitalteilen abzuziehen ist. Letzteres zu 
bestimmen ist notwendig, damit nicht neue anre-
chenbare Körperschaftsteuer gekürzt wird. 

Zu Nummer 5 

§ 6 des Entwurfs enthält nur noch die Vorschrift 
des jetzigen § 6 Abs. 5. Sie ist lediglich redaktionell 
geändert worden. 

Zu Nummer 6 

Da nur unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell-
schaften in das körperschaftsteuerliche Anrech-
nungsverfahren einbezogen sind, soll für Kapital-
erhöhungen aus Gesellschaftsmitteln, die ausländi-
sche Gesellschaften durchführen, die bisherige 
Rechtslage beibehalten werden. Der redaktionell ge-
änderte § 7 nennt in Absatz 1 die Voraussetzungen, 
die für die Anwendung des § 1 auf ausländische 
Anteilsrechte vorliegen müssen. Absatz 2 entspricht 
inhaltlich dem bisherigen § 7 Abs. 2 des Gesetzes. 

Zu Nummer 7 

Die Vorschrift bestimmt in Satz 1 den Zeitpunkt, von 
dem an die Änderungen angewendet werden sollen. 
Satz 2 betrifft den Fall, in dem die Kapitalerhöhung 
vor diesem Zeitpunkt wirksam geworden ist, Nenn-
kapital jedoch danach ausgezahlt wird. Die Pausch-
steuer soll in diesem Fall weiterhin nach den Vor-
schriften des geltenden Rechts erhoben werden. 

ZU ARTIKEL 5 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Durch die Vorschrift soll das Gewerbesteuergesetz 
redaktionell an die neuen Vorschriften des Körper-
schaftsteuergesetzes und des Einkommensteuerge-
setzes angepaßt werden. 

ZU ARTIKEL 6 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Zu Nummer 1 

Die Änderung dient dem Zweck, den bisherigen 
Rechtszustand aufrechtzuerhalten. 

Nach dem geltenden Außensteuergesetz (AStG) wer-
den einem unbeschränkt Steuerpflichtigen, der an 
einer ausländischen Gesellschaft beteiligt ist, unter 
Umständen bestimmte Einkünfte der ausländischen 
Gesellschaft wie eigene Einkünfte zugerechnet (§ 7 
AStG). 
Hiervon sind nach § 8 Abs. 2 AStG solche Einkünfte 
ausgenommen, die aus einer Beteiligung der aus-
ländischen Gesellschaft an einer anderen ausländi-
schen Gesellschaft stammen, an deren Nennkapital 
die erste Gesellschaft seit Beginn des maßgebenden 
Wirtschaftsjahrs ununterbrochen mindestens zu 
einem Viertel unmittelbar beteiligt ist. Die Rege-
lung ist der Vorschrift über das Schachtelprivileg im 
nationalen Körperschaftsteuerrecht nachgebildet (§ 9 

Abs. 1 KStG). Dementsprechend wird die zur Durch-
führung des § 9 KStG ergangene Vorschrift des § 21 
KStDV auch bei der Anwendung des § 8 Abs. 2 
AStG berücksichtigt. Danach scheiden die Beteili-
gungserträge der ausländischen Gesellschaft nur in-
soweit aus der Zugriffsbesteuerung aus, als sie auf 
Anteile entfallen, die der ausländischen Gesellschaft 
ununterbrochen seit mindestens zwölf Monaten vor 
dem für die Ermittlung des Gewinns maßgebenden 
Abschlußstichtag gehört haben. 

Im neuen Körperschaftsteuerrecht entfällt das 
Schachtelprivileg. Die wirtschaftliche Mehrbelastung 
ausgeschütteter Körperschaftsgewinne wird durch 
die Anrechnung der auf diese Gewinne entfallenden 
Körperschaftsteuer beseitigt. Den §§ 9 KStG und 21 
KStDV vergleichbare Vorschriften werden in das 
neue Körperschaftsteuergesetz nicht aufgenommen. 
Um sicherzustellen, daß der Anwendungsbereich des 
§ 8 AStG unverändert bleibt, soll der in § 21 KStDV 
niedergelegte Rechtsgedanke in das Außensteuer-
gesetz übernommen werden. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung zu Buchstabe a ist redaktioneller Art. 
Durch die Änderung zu Buchstabe b soll sicherge-
stellt werden, daß die Begünstigung, die das gelt

-

tende Außensteuergesetz für bestimmte Schachtel-
dividenden vorsieht, im bisherigen Umfang erhalten 
bleibt. Nach geltendem Recht werden Dividenden, 
die die ausländische Zwischengesellschaft von einer 
inländischen Kapitalgesellschaft bezieht, bei dem un-
beschränkt Steuerpflichtigen von der Zugriffsbe-
steuerung ausgenommen, soweit sie bei ihm nach 
§ 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit wären, 
wenn er die Dividenden unmittelbar von der aus-
schüttenden Gesellschaft bezogen hätte (Schachtel-
privileg). Da die in § 9 KStG enthaltene Regelung 
mit dem Inkrafttreten des neuen Körperschaftsteuer

-

systems aufgehoben wird, ist es erforderlich, die 
Voraussetzungen für das bisherige Schachtelprivileg 
im Außensteuergesetz selbst aufzuführen. Wegen 
der zeitlichen Dauer der Beteiligung wird auf die 
Begründung zu Nummer 1 Bezug genommen. Die Er-
hebung der besonderen Körperschaftsteuer im Sinne 
des § 9 Abs. 3 KStG (Nachsteuer) fällt weg, weil 
eine solche Regelung sich nach dem neuen Körper-
schaftsteuersystem erübrigt. 

Es wäre denkbar gewesen, die bisherige Freistellung 
der Schachteldividenden durch ein dem neuen Kör-
perschaftsteuersystem entsprechendes Verfahren der 
Steueranrechnung zu ersetzen. Dies hätte jedoch 
für die Praxis zu Komplikationen geführt. Aus 
Gründen der Vereinfachung sieht die Bundesregie-
rung deshalb davon ab, eine solche Lösung vorzu-
schlagen. 

Zu Nummer 4 

Die Bestimmung regelt die zeitliche Anwendung der 
geänderten Rechtsvorschriften des Außensteuerge-
setzes. 
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ZU ARTIKEL 7 

Änderung 
des Investitionszulagengesetzes 

Zu Nummer 1 

Nach § 4 Abs. 1 des Investitionszulagengesetzes 
wird Steuerpflichtigen im Sinne des Einkommen-
steuergesetzes und Steuerpflichtigen im Sinne des 
Körperschaftsteuergesetzes für ihre begünstigten 
Investitionen auf Antrag grundsätzlich eine Investi-
tionszulage gewährt. Ausgenommen von dieser Re-
gelung sind Körperschaften, soweit sie nach § 4 
Abs. 1 Ziff. 1 bis 10 des Körperschaftsteuergesetzes 
befreit sind. 

Durch die Änderung des Investitionszulagengesetzes 
soll die Verweisung auf die Befreiungsvorschriften 
des geltenden Körperschaftsteuergesetzes an die 
entsprechenden Vorschriften des neuen Körper-
schaftsteuergesetzes angepaßt werden. Eine Schlech-
terstellung der befreiten Körperschaften ist damit 
nicht verbunden. Das gilt auch für die politischen 
Parteien im Sinne des Parteiengesetzes und für poli-
tische Vereine, die zur Zeit lediglich mit bestimmten 
Einkünften befreit sind (§ 8 Abs. 2 KStG) und im 
Zuge der KSt-Reform neu in den Kreis der persön-
lich befreiten Körperschaften aufgenommen werden 
sollen (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 EKStG). 

Die Investitionszulage wird schon nach geltendem 
Recht nur für Investitionen gewährt, die in einem 
Betrieb (einer Betriebstätte) im Inland vorgenom-
men werden. Soweit eine politische Partei oder ein 
politischer Verein einen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb unterhält, soll die Steuerbefreiung ausge-
schlossen sein. Für Investitionen in einem solchen 
Betrieb kommt daher bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen eine Investitionszulage in Be-
tracht. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der 
geänderten Fassung. 

ZU ARTIKEL 8 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Durch die Vorschrift soll das Bewertungsgesetz 
redaktionell an die vorgesehene Neufassung des 
Körperschaftsteuergesetzes angepaßt werden. 

ZU ARTIKEL 9 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 
Durch die Vorschrift soll das Vermögensteuergesetz 
redaktionell an die vorgesehene Neufassung des 
Körperschaftsteuergesetzes angepaßt werden. 

ZU ARTIKEL 10 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
Durch die Vorschrift soll das Umsatzsteuergesetz 
redaktionell an die vorgesehene Neufassung des 
Körperschaftsteuergesetzes angepaßt werden. 

ZU ARTIKEL 11 

Außerkrafttreten von Gesetzen 
und Verordnungen 
Die Vorschrift bezeichnet die Gesetze und Verord-
nungen, die mit dem Inkrafttreten des Einführungs-
gesetzes außer Kraft gesetzt werden sollen. 
Die in den Nummern 1 bis 4 bezeichneten Gesetze 
und Verordnungen werden durch neue Rechtsvor-
schriften ersetzt. 
Die in Nummer 5 bezeichnete Verordnung über die 
Befreiung der hamburgischen Testamente von der 
Körperschaftsteuer vom 12. November 1921 (Reichs-
gesetzbl. S. 1359) soll aufgehoben werden, weil ein 
praktisches Bedürfnis für ihre Weitergeltung nicht 
besteht. 
Die Aufhebung der in Nummer 6 bezeichneten Ver-
ordnung über Körperschaftsteuer, Vermögensteuer 
und Gewerbesteuer der Kartelle und Syndikate vom 
20. Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 791) hat nur 
formelle Bedeutung. Die Verordnung ist durch das 
Urteil des Bundesfinanzhofs vom 3. Juli 1974 (BStBl 
II S. 695) für ungültig erklärt worden. 

ZU ARTIKEL 12 

Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

ZU ARTIKEL 13 

Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Hierfür ist der gleiche Zeitpunkt vorgesehen wie für 
das Inkrafttreten des Körperschaftsteuerreformge-
setzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 431. Sitzung am 20. Fe-
bruar 1976 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund-
gesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Artikel 1 

1. Achter Teil und nach Achter Teil 

a) Überschrift Achter Teil 

Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„ACHTER TEIL 

Verhinderung von Mißbräuchen; 
mitbestimmte Unternehmen". 

b) Nach § 26 

Nach § 26 ist einzufügen: 

„NEUNTER TEIL 

Grunderwerbsteuerbefreiung bei 
Änderung der Unternehmensform 

§ 26 a  

(1) Rechtsvorgänge im Sinne der landes-
rechtlichen Grunderwerbsteuergesetze sind 
von der Grunderwerbsteuer befreit, wenn sie 
verwirklicht werden 

1. durch Umwandlungen nach den Vorschrif-
ten des Umwandlungsgesetzes in der Fas-
sung vom 6. November 1969 (Bundesge-
setzbl. I S. 2081), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Auflösung, Abwick-
lung und Löschung von Kolonialgesell-
schaften vom 20. August 1975 (Bundesge-
setzbl. I S. 2253), 

2. durch Verschmelzungen nach den Vor-
schriften des Ersten Teils des Vierten 
Buches des Aktiengesetzes, durch die Ver-
schmelzung von Genossenschaften und 
Prüfungsverbänden nach §§ 63 e bis 63 i 
und §§ 93 a bis 93 r des Gesetzes betref-
fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften, durch die Verschmelzung 
von Versicherungsvereinen auf Gegensei-
tigkeit nach §§ 44 a und 53 a des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bau-
sparkassen sowie durch die Verschmel-
zung von Körperschaften oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts, wenn diese rechts-

fähig sind und das für sie maßgebende 
Bundes- oder Landesrecht eine Ver-
schmelzung vorsieht oder zuläßt, 

3. durch das Einbringen eines Betriebs, eines 
Teilbetriebs oder eines Mitunternehmer-
anteils in eine juristische Person oder in 
eine Personengesellschaft, wenn der Ein-
bringende dafür Anteile an der überneh-
menden juristischen Person oder einen 
Anteil am Gesellschaftsvermögen der 
übernehmenden Personengesellschaft er-
hält. Erhält der Einbringende auch andere 
Wirtschaftsgüter, so gilt die Ausnahme 
von der Besteuerung nur, wenn der Wert 
der anderen Wirtschaftsgüter 30 v. H. des 
Werts des eingebrachten Betriebs, Teil-
betriebs oder Mitunternehmeranteils nicht 
übersteigt. Bei der Ermittlung des Werts 
der anderen Wirtschaftsgüter bleiben Be-
triebsschulden außer Ansatz, die über-
nommen werden oder die durch Vereini-
gung von Forderungen und Verbindlich-
keiten erlöschen. Als Teilbetrieb gilt auch 
die Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft, wenn die Beteiligung das gesamte 
Nennkapital der Gesellschaft oder alle 
Kuxe der bergrechtlichen Gewerkschaft 
umfaßt. 

(2) Steuerbefreiung nach Absatz 1 wird 
nur gewährt, wenn 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die 
Umwandlung in der Zeit vom 1. Januar 
1977 bis 31. Dezember 1979 beschlossen 
wird, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
und 3 der Erwerbsvorgang in der Zeit 
vom 1. Januar 1977 bis 31. Dezember 1979 
verwirklicht wird. 

ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 27 

(1) Dieses Gesetz ist ... (wie Regierungs-
vorlage)." 

Begründung zu a) und b) 

Zweck des Körperschaftsteuerreformgesetzes ist 
es, betriebliche Gewinne unabhängig von der 
Unternehmensform einheitlich zu besteuern (vgl. 
Begründung Drucksache 7/1470 S. 327/328). Da-
durch sollte der dem geltenden Körperschaft-
steuerrecht anhaftende Nachteil beseitigt wer- 
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den, daß die Wahl der Unternehmensform nicht 
allein nach betriebswirtschaftlichen und unter-
nehmenspolitischen Gesichtspunkten getroffen 
wird, sondern aufgrund steuerlicher Überlegun-
gen. So sollte mit der Körperschaftsteuerreform 
insbesondere der Tendenz zur unerwünschten 
GmbH und Co. KG begegnet werden (Drucksache 
7/1470 S. 328). 

Wollen die Unternehmen den Intentionen des 
Gesetzes entsprechend ihre Unternehmensform 
den betriebswirtschaftlichen und unternehmens-
politischen Erfordernissen anpassen, werden sie 
dabei durch eine Grunderwerbsteuerbelastung 
behindert sein. Dies gilt insbesondere auch für 
kleine und mittlere Unternehmen. Jede Ände-
rung der Unternehmensform führt in der Regel 
zu Steuertatbeständen, an die die Grunderwerbs-
besteuerung anknüpft. Daher sollte den Zwek-
ken der Körperschaftsteuerreform entsprechend 
in den geschilderten Fällen eine Befreiung von 
der Grunderwerbsteuer gewährt werden. 

Eine genaue Schätzung der zu erwartenden 
Steuerausfälle ist nicht möglich, weil nicht abzu-
sehen ist, wie viele Unternehmen von den ange-
botenen Umwandlungsmöglichkeiten Gebrauch 
machen werden. Andererseits ist jedoch zu be-
rücksichtigen, daß durch die Grunderwerbsteuer-
belastung nach geltendem Recht Umwandlungen 
häufig unterbleiben, so daß in diesen Fällen 
ohnehin keine Grunderwerbsteuer anfällt. Zu-
dem ist die Regelung befristet. 

Im übrigen redaktionelle Folge aus der Ein-
fügung eines Neunten Teils. 

Zum Gesetzentwurf im ganzen 

2. Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, inwieweit 
eine Befreiung von der Gesellschaftsteuer bei 
den vom UmwStG 1977 erfaßten Rechtsvorgän-
gen im Einklang mit den bestehenden EG-Vor-
schriften ermöglicht werden kann. 


